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Jede Wende hat einen Grund: Welche Moti-
vation liegt hinter den Veränderungen im 
jeweiligen Land? Sind diese Unterschiede be-
reits durch die wirtschaftliche Ausgangslage 
und die naturräumlichen Verhältnisse vor-
bestimmt? Wie verbreitet ist die in Deutsch-
land im Vordergrund stehende Motivation 
des Klimaschutzes verbunden mit der mehr-
heitlichen gesellschaftlichen Ablehnung der 
Kernenergie im internationalen Vergleich?

Motivation und Ziele

Eine Analyse von A. T. Kearney hat ergeben, 
dass die Verbesserung der Versorgungs-
sicherheit den wichtigsten Einzelfaktor dar-
stellt, der weltweit zu Energiewenden moti-
viert. Allerdings gibt es stark unterschiedliche 
Ausprägungen dieser Grundmotivation. Wäh-
rend die USA in erster Linie die Abhängigkeit 
von Energieimporten reduzieren will, möch-
te Südafrika primär Arbeitsplätze schaffen, 
u.  a. durch die Nutzung heimischer Kohle 
auch für flüssige Kraftstoffe bzw. den Einsatz 
erneuerbarer Energien in der Stromproduk-
tion. China dagegen tut alles nur Mögliche, 
um die stark ansteigende Energienachfrage 
zu decken, während Saudi-Arabien sein ho-
hes Maß an Versorgungssicherheit langfris-
tig durch Diversifizierung wahren möchte. 
Zudem versucht Saudi-Arabien, die lokale 
Wertschöpfung zu erhöhen, indem Gas und 
Öl verstärkt in der im Aufbau befindlichen 
petrochemischen Industrie verwendet wer-
den, statt beides als Rohstoff zu exportieren.

Ein weiteres, global sehr wichtiges Motiv 
ist es, die Kosten der Energieversorgung zu 
senken. Dieses Ziel führte in Brasilien z. B. 
zur Deckelung der Endverbraucherpreise 
für Strom und Benzin sowie zur Einführung 
von Auktionen für den Zubau konventionel-
ler und regenerativer Energien. Der Klima-

schutz wie auch die öffentliche Akzeptanz 
bestimmter Technologien scheinen im glo-
balen Vergleich eine weniger wichtige Rolle 
zu spielen. Dennoch sind Klimaschutzziele 
weltweit in fast allen energiepolitischen 
Dokumenten zu finden. Sie dienen in der 
politischen Debatte als wichtiges Argument 
für die Durchsetzung struktureller Verän-
derungen. Da sich alle betrachteten Länder 
mehr als nur ein Ziel gesetzt haben, ist die 
hier aufgezeigte Fokussierung lediglich als 
unsere Interpretation der vorherrschenden 
Motivation zu verstehen.

Treiber und Steuerung

Veränderungen brauchen Treiber und Steu-
erung: Wie werden Veränderungen in den 
jeweiligen Energiesektoren ausgelöst? In 

Deutschland herrscht der Eindruck vor, die 
wichtigste Triebkraft sei die Politik. Ist die Po-
litik global der entscheidende Taktgeber für 
Energiewenden? Wie ist die Herangehenswei-
se und welche landesspezifischen politischen 
Zielvorgaben gibt es? Wie wird die Energie-
wende seitens des Staates „gemanagt“ und ist 
dieses Management erfolgreich?

Es ist festzustellen, dass der Haupttreiber 
für strukturelle Veränderungen im Energie-
sektor auch im internationalen Vergleich 
vorwiegend die Regierungspolitik ist. Diese 
Feststellung gilt jedoch nicht nur für Fälle 
erfolgreicher Politikumsetzung, sondern 
auch, wenn klare politische Programme feh-
len oder nicht umgesetzt werden. Fest steht, 
dass die Regierungspolitik bzw. ihr Mangel 
in allen untersuchten Ländern sehr erhebli-

Globale Energiewenden
Anna Bode, Jochen Hauff, Dietrich Neumann und Florian Haslauer

Das Thema „Energiewende“ wird nahezu täglich in der deutschen Presse diskutiert. Meist wird der Begriff allerdings nur 
auf den Ausstieg aus der Kernenergie und den Ausbau von erneuerbaren Energien bezogen. Energiewende bedeutet aber 
viel mehr als das. Sie stellt eine grundlegende Veränderung in der Struktur des Energiesektors hinsichtlich Angebot und 
Nachfrage dar und hat daher bedeutende wirtschaftliche und gesellschaftliche Auswirkungen. Es lohnt sich, über den deut-
schen Tellerrand hinauszublicken und ausgewählte, internationale Energiewenden vergleichend zu betrachten, um darauf 
basierend Rückschlüsse für die deutsche Debatte zu ziehen. Der Vergleich konzentriert sich auf die Länder Brasilien, China, 
Saudi-Arabien, Südafrika und die USA.

  Für deutsche Unternehmen bieten die globalen Energiewenden große Chancen, die in Deutschland 
gemachten Erfahrungen anzuwenden und zu vermarkten Foto: Rawpixel | Fotolia.com
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che Auswirkungen auf den Energiesektor hat 
und in keinem der betrachteten Länder von 
einer reinen Evolution des Marktes die Rede 
sein kann. Nur in den USA gibt es mit dem 
Schiefergas-Boom eine strukturell bedeutsa-
me Teil-Entwicklung, die vorwiegend durch 
technologische Innovationen und marktori-
entierte Investitionen in Gang gekommen ist.

Die politischen Rahmenbedingungen schei-
nen jedoch häufig ohne ausreichende Be-
rücksichtigung der langfristigen Auswir-
kungen und Wechselwirkungen zwischen 
den verschiedenen Politikfeldern gesetzt 
zu werden. So hat z. B. in Brasilien die zur 
Inflationsbekämpfung erfolgte Deckelung 
des Benzinpreises dazu beigetragen, dass 
Produzenten von Ethanol, die in den vor-
ausgehenden Jahrzehnten mit staatlicher 
Hilfe aufgebaut wurden, in Konkurs gingen 
und Brasilien mittlerweile Ethanol aus den 
USA importiert. Ebenso haben politisch 
bestimmte Strompreisreduzierungen verur-
sacht, dass Investitionen im Energiesektor 
ins Stocken kamen, was bestehende Kapa-
zitätsengpässe verschärfte und angesichts 
von Trockenperioden und einer weiterhin 
steigenden Nachfrage zum häufigen Einsatz 
kostspieliger Reservekapazitäten führte.

Einige der betrachteten Länder haben wie 
Deutschland für bestimmte Technologien 
wie Wind- und Solarenergie langfristige 
nationale Ziele festgelegt, an denen sich die 
Rahmensetzung orientiert. Andere, wie die 
USA, haben Ziele auf Ebene der Bundesstaa-
ten definiert, die sich in Quotenregelungen 
für EVU niederschlagen. Länder wie Südaf-
rika und China arbeiten mit einem sich dy-
namisch entwickelnden Planungshorizont, 
bei dem die jeweiligen politischen Prioritä-
ten bei veränderten Rahmenbedingungen 
entsprechend angepasst werden können. 

So wird z.  B. der integrierte Ressourcen-
plan der südafrikanischen Regierung jedes 
zweite Jahr fortgeschrieben und bietet so 
Transparenz über die offiziellen Annahmen 
und Pläne. Ebenso dient er auch als Früh-
warnsystem für möglicherweise notwendige 
Veränderungen. So weist die jüngste Aktu-
alisierung des Plans bspw. darauf hin, dass 
der Nachfragezuwachs in Südafrika zuvor 
überschätzt wurde und der bisherige Plan 
der Regierung, zusätzliche Kernkraftwerke 
zu bauen, jetzt zu überprüfen sei.

Bezüglich der politischen Mechanismen 
wird ein breites Spektrum von Ansätzen 
angewendet. Hier werden Marktelemente in 
gewissen Bereichen häufig mit interventio-
nistischer Politik in anderen Bereichen des 
Rahmenwerks kombiniert. Einige Hauptbei-
spiele sind nachstehend aufgeführt:

 Der Ausbau der regenerativen Energien 
wird in allen untersuchten Ländern geför-
dert. Allerdings geschieht diese Förderung 
mit sehr unterschiedlichen Instrumenten 
und Resultaten. So wurden z. B. in Brasilien 
regenerative Energien mithilfe von Aukti-
onssystemen wesentlich kostengünstiger 
angeboten, als es zuvor mit dem Instrument 
der Einspeise-Tarife geschah. In Südafrika 
wiederum wurden mit Auktionssystemen 
im Vergleich zu Brasilien hohe Preise er-
zielt, die z. B. auch mit den Einspeise-Tarifen 
in Deutschland vergleichbar sind. Offen ist 
zudem die Frage des tatsächlichen Zubaus 
nach der Auktion: In Brasilien kommt dieser 
zwar in Gang, liegt aber noch deutlich hinter 
den auktionierten Zielmengen. In den USA 
hängt der Zubau stark von periodisch ent-
schiedenen Steuerbefreiungen ab und ist in 
der Folge insbesondere im Bereich Wind re-
lativ volatil, während die stetige Förderung 
durch den Einspeise-Tarif in Deutschland 
eine vergleichsweise stabile Entwicklung 
erlaubte.

 Energieeffizienz kann wie in den USA 
durch Normsetzung und Vorschriften für 
regionale Energieversorger vorangetrieben 
werden oder aber vornehmlich preisgetrie-
ben sein wie in Südafrika, wo die Endver-
braucherpreise für Industrie und Haushalte 
schrittweise heraufgesetzt wurden, um die 
wahren Kosten widerzuspiegeln und den 
Staatshaushalt zu entlasten.

 Die Förderung von Biokraftstoffen in 
Brasilien, Südafrika und den USA hat zahl-
reiche Arbeitsplätze in der Landwirtschaft 
geschaffen. Des Weiteren werden Biokraft-
stoffe durch Vorschriften zur Pflichtbeimi-
schung trotz relativ hoher Herstellungskos-
ten in den Markt gezwungen. In Brasilien 
wurde jedoch die Produktion von Ethanol 
mit der Einführung der Benzinpreisdecke-
lung und angesichts gestiegener Zucker-
preise so unattraktiv, dass zur Deckung der 
Pflichtbeimischungen mehr und mehr Im-
porte notwendig sind.

 Der Schiefergasboom in den USA ist 
weitestgehend markt- und technologiege-

trieben und bedarf deswegen noch der Aus-
arbeitung des politischen Rahmens, um die 
Auswirkungen auf Gesellschaft und Umwelt 
in den Produktionsgebieten zu mindern und 
so eine nachhaltige Produktion sicherzustel-
len. Schiefergas hat ebenfalls erhebliches 
Potenzial in Südafrika und in geringerem 
Umfang auch in Deutschland. In beiden Län-
dern spielt die Akzeptanz in der Bevölke-
rung eine wichtige Rolle, weshalb ein ganz-
heitlicher politischer Plan erforderlich ist.

In Bezug auf Steuerungsmechanismen ist 
der Ansatz in Ländern wie Brasilien, China, 
Saudi-Arabien und Südafrika stärker zentra-
listisch geprägt als in den USA und Deutsch-
land, wo Ziele und Politik auf Landes- bzw. 
Staatenebene zum Teil nicht mit den Zielen 
auf Bundesebene in Einklang stehen. Darü-
ber hinaus stellen die häufigen Überschnei-
dungen zwischen den Prioritäten und Zu-
ständigkeiten für Wirtschafts-, Umwelt- und 
Haushaltspolitik in allen Ländern ein immer 
wieder aufkommendes Thema dar. Insge-
samt entsteht der Eindruck, dass es häufig 
an einer ganzheitlichen Steuerung fehlt und 
die Energiesektoren mit ihren zumeist sehr 
langen Investitionszyklen unter der eher 
kurzfristigen Denkweise der Politik leiden.

Herausforderungen  
und Chancen

Jede Wende hat Herausforderungen und 
Chancen: Vor welchen Herausforderungen 
stehen globale Energiewenden und wie kön-
nen diese überwunden werden? Ebenso stellt 
sich die Frage, welche Chancen die Energie-
wende für ein bestimmtes Land bietet.

Es ist hervorzuheben, dass insbesondere in 
Schwellenländern die wichtigste Herausfor-
derung darin liegt, den Energieversorgungs-
grad bei möglichst niedrigen Kosten zu erhö-
hen, und zugleich die Umweltverträglichkeit 
zu verbessern. Für Industrieländer steht 
hingegen vielmehr im Mittelpunkt, die po-
litisch motivierte, strukturelle Veränderung 
in der Zusammensetzung des bestehenden 
Systems zu bewältigen, ohne Abstriche am 
hohen Niveau der Versorgungssicherheit zu 
machen. Hier geht es z. B. um die Problema-
tik, dass veränderte politische Rahmenbe-
dingungen zur Unwirtschaftlichkeit instal-
lierter Anlagen führen können („stranded 
assets“).
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Da der Umbau eines komplexen, vernetzten 
Energiesystems in planvoller Weise erfolgen 
sollte, stellt das Fehlen einer ganzheitlichen 
Politik in allen betrachteten Ländern eine 
der wichtigsten Herausforderungen dar. 
Insbesondere in den USA und Deutschland 
ist die fehlende Harmonisierung zwischen 
regionalen und nationalen Zielen problema-
tisch und führt teilweise zu komplizierten 
regulatorischen Rahmenbedingungen und 
hohen Umsetzungskosten. 

In Ländern mit eher zentralistischer Ent-
scheidungsfindung, wie etwa in China und 
Saudi-Arabien, ist dieses Problem entspre-
chend weniger ausgeprägt. Hier fehlt jedoch 
teilweise auch der Antrieb regionaler Ak-
teure als Triebfeder der Energiewende wie 
z. B. in Deutschland. Dennoch erfordert die 
Projektdurchführung auf regionaler Ebene 
stets auch die Abstimmung mit nationalen 
Zielen. 

Weitere Herausforderungen sind die Span-
nungen zwischen unterschiedlichen Inte-
ressen und das Fehlen eines allgemeinen 
gesellschaftlichen Konsenses über die Zu-
kunft der Energiewende mit der Folge von 
Unsicherheit und zu geringerer Investitions-
bereitschaft auf Seiten der Unternehmen. 
Als Hauptchancen der globalen Energiewen-
den sind die folgenden Punkte anzusehen:

 Der Ressourcenreichtum auf globaler 
Ebene: Damit ist gemeint, dass das Energie-
effizienzpotenzial im Verbrauch in Kombi-
nation mit den naturräumlichen Potenzia-
len regenerativer Energien und Schiefergas 
ein reichliches Angebot an Energie darstellt, 
das in den hier untersuchten Ländern mit 
den derzeit verfügbaren Technologien er-
schlossen werden kann.

 Die weitere Beschleunigung der bereits 
rasanten, weltweiten technologischen Ent-
wicklung: Eine solche Entwicklung könnte 
eine Energieversorgung zu deutlich geringe-
ren Kosten ermöglichen. Denn die Tatsache, 
dass viele Länder sich gleichzeitig auf einen 
ähnlichen Weg begeben haben, bedeutet, 
dass es einen globalen Markt für diese Tech-
nologien und das damit verbundene Wissen 
gibt. Die weltweite Skalierung von Technolo-
gien regenerativer Energien wie etwa Wind-
kraft und Solarenergie haben die enormen 
Kosteneinsparpotenziale bewiesen, die eine 
globale Nachfrage freisetzen kann. Schiefer-

gas und Biokraftstoffe sind weitere Beispie-
le dafür, dass Unternehmen verschiedene 
Märkte weltweit nutzen können, um für 
bestimmte Technologien die Qualität zu ver-
bessern und die Kosten zu senken.

 Die reifere politische Entscheidungsfin-
dung: Verschiedene Länder können auch 
hinsichtlich der politischen Entscheidungs-
findung voneinander lernen. Würden die 
bisher vermehrt im Mittelpunkt stehenden 
nationalen Debatten um fundierte, auf den 
praktischen Erfahrungen in anderen Teilen 
der Welt beruhende Einsichten ergänzt, so 
könnte es neue Chancen geben, gemein-
schaftlich zu immer besseren Lösungen zu 
kommen, die nachhaltig funktionierende 
Energiewenden ermöglichen.

Basierend auf den Ergebnissen des Ver-
gleichs erscheint es ausreichend begründet, 
von einer „globalen Energiewende“ zu spre-
chen. Damit ist gemeint, dass in einer Reihe 
von sehr wichtigen Energiemärkten in der 
Tat ein fundamentaler Strukturwandel statt-
findet bzw. derzeit angegangen wird. Diese 
Veränderungen verlaufen jedoch keinesfalls 
in allen Ländern gleich. So bestehen sehr 
große Unterschiede hinsichtlich der Moti-
vation, der Treiber sowie der Herausforde-
rungen und Chancen. Gleichzeitig scheint 
es unter den untersuchten Ländern einige 
bemerkenswert ähnliche Merkmale und 
Prozesse zu geben.

Phasenmodell der 
Energiewenden

Aus den in dieser Studie gemachten Beob-
achtungen lässt sich ein „Phasenmodell“ für 
die Beschreibung von Energiewenden ablei-
ten: In der „Aufbruchphase“ der Umstellung 
können heterogene und zuweilen wider-
sprüchliche Maßnahmen auf Bundes- und 
Landesebene entscheidend zur Aktivierung 
von Veränderungsprozessen beitragen. 
Hier gilt es sicherzustellen, dass die Wen-
de nicht, wie es in Brasilien, Saudi-Arabien 
und Südafrika der Fall zu sein scheint, auf-
grund von Bedenken zentral organisierter 
Entscheidungsträger und etablierter Inter-
essensgruppen ins Stocken gerät. 

Denn wenn mehrere staatliche Akteure zu-
mindest ein Mandat für Teilaspekte einer 
solchen Energiewende haben, kann es auch 
wiederum zu einem Wettbewerb der Ansät-

ze kommen, der dem Wandel zum Durch-
bruch verhilft. In den USA bspw. tragen die 
Bundesstaaten entscheidend dazu bei, die 
Energiewende voranzutreiben, indem sie 
Quoten für bestimmte Energiequellen im 
Stromabsatz festlegen. Gleichzeitig nutzen 
sie aber auch die auf zentraler Ebene einge-
führten Förderinstrumente. In Deutschland 
war die Ansiedlung der Zuständigkeit für 
regenerative Energien beim Umweltminis-
terium sicher einer der Faktoren, der zur 
stärkeren Unterstützung von erneuerbaren 
Energien und deren dynamischen Wachs-
tum beigetragen hat.

Sobald jedoch die “Stabilisierungsphase“ der 
Energiewende erreicht ist, steht die System-
integration an oberster Stelle und eine Zen-
tralisierung gewisser Aspekte der Zustän-
digkeiten für Energie erscheint ratsam. Die 
Herausforderung liegt dann darin, ein dy-
namisches, komplexes und in hohem Maße 
voneinander abhängiges Energiesystem 
signifikanten Unwägbarkeiten zum Trotz 
erfolgreich zu steuern. Hierfür ist die Zent-
ralisierung bestimmter Entscheidungen er-
forderlich, ähnlich wie bei Staaten mit stark 
steigender Nachfrage und unterentwickelter 
Infrastruktur. 

Eine solche unterentwickelte Infrastruktur 
ist gegeben, wenn Sicherheitsreserven, die 
das System stabilisieren würden, entweder 
aufgrund des Entwicklungsstandes eine 
Landes nicht vorhanden sind bzw. wegen 
stark steigender Nachfrage oder zu geringer 
Investitionen nicht ausreichen, oder wenn 
bestehende Puffer verbraucht werden, etwa 
durch das starke Wachstum von erneuerba-
ren Energien mit volatilen Einspeiseprofi-
len. Die Argumentation sollte jedoch nicht 
auf rein technische Aspekte eines Netzbe-
triebs verkürzt werden: Systemstabilisie-
rung ist auch wegen der mit der Umstellung 
einhergehenden strukturellen Veränderun-
gen bei der Einnahmen- bzw. Kostenvertei-
lung erforderlich.

Zentrale Koordinierung und Interventionen 
könnten jedoch in der Zukunft wieder eine 
geringere Rolle spielen. Dieser Fall kann 
eintreten, sobald dezentrale Technologi-
en und Geschäftsmodelle, wie z.  B. intelli-
gente Gas- und Stromnetzinfrastrukturen, 
wirtschaftlich tragfähig sind und einen 
größeren Anteil an der installierten Infra-
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struktur und dem Geschäftsvolumen haben. 
Dann ist eine Sicherstellung des zentralen 
Systemausgleichs bzw. der Vermeidung 
wirtschaftlicher Ungleichgewichte weniger 
entscheidend, da Schwankungen regional 
abgefedert werden können und sich neue, 
dezentrale Regelungsbereiche bilden. In 
dieser „Dezentralen Phase“ der Energiewen-
de braucht es neue Rahmenbedingungen für 
Markt und Politik, die es bislang in keinem 
der untersuchten Länder gibt. Im Hinblick 
auf das System ist es weiterhin die Aufgabe 
einer zentralen Institution, die Spielregeln 
aufzustellen und dafür zu sorgen, dass de-
zentrale Systeme so gemanagt werden, dass 
Integrität und Stabilität des vernetzten Ge-
samtsystems gewährleistet sind.

Erhebliche Chancen für 
deutsche Unternehmen

Für deutsche Unternehmen bieten die glo-
balen Energiewenden erhebliche Chancen, 
die in Deutschland gemachten Erfahrungen 
anzuwenden und zu vermarkten. Dabei ist 
aber keinesfalls die deutsche Energiewende 
als Leitbild der globalen Energiewenden zu 
sehen. Vielmehr sind die in jedem Land un-
terschiedlichen Ausgangslagen und Motiva-
tionen sowie die dort bereits gemachten Er-
fahrungen prägend. Wer jedoch in der Lage 
ist, diesen Kontext je nach Land mit dem 
Erfahrungsschatz aus dem „energetischen 
Freilandlabor“ Deutschland in angepasste 
Lösungen umzusetzen, wird sich einer glo-
balen Nachfrage erfreuen. Die wichtigsten 
Zahlen und Daten sind in den Abb. 1-3 dar-
gestellt.

A. Bode, J. Hauff, D. Neumann, F. Haslauer, 
A.T. Kearney, Berlin/Wien
jochen.hauff@atkearney.com

Abb. 1 Nur Deutschland konnte seinen Energieverbrauch absolut senken; die Effizienz steigt (fast)  
überall

Abb. 2 Stromverbrauch und Anteil regenerativer Energien zeigen sehr unterschiedliche Dynamiken

Abb. 3 Nicht nur Deutschland hat eine Energiekosten-Debatte

Der Artikel ist eine Zusammenfassung 
der in der Publikation des Weltenergierats 
„Energie für Deutschland 2014“ veröffent-
lichten Langfassung. Die Autoren danken 
der Redaktionsgruppe des Weltenergie-
rat – Deutschland unter der Leitung von 
Dr. Hans-Wilhelm Schiffer und Frau Nicole 
Kaim-Albers für die Unterstützung.
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Die von Prognos, dem Energiewirtschaftli-
chen Institut der Universität zu Köln (EWI) 
und der Gesellschaft für Wirtschaftliche 
Strukturforschung (GWS) erstellte Referenz-
prognose bietet einen umfassenden Blick 
auf die Energiewirtschaft bis zum Jahr 2030. 
Sie stellt die aus Sicht der Autoren wahr-
scheinliche zukünftige Entwicklung dar und 
berücksichtigt eine weiter verschärfte Ener-
gie- und Klimaschutzpolitik ebenso wie be-
stehende Hemmnisse für deren Umsetzung. 
In Form eines Trendszenarios wurden die 
in der Energiereferenzprognose angelegten 
Entwicklungen bis ins Jahr 2050 fortge-
schrieben.

Fortgesetzte Globalisierung, 
verhaltenes Wachstum und 
rückläufige Bevölkerungszahl

Den Rahmen für die bedingte Prognose der 
energiewirtschaftlichen Entwicklung bilden 
Einschätzungen zur Energie- und Klima-
schutzpolitik, zu den Veränderungen der 
Sozioökonomie (Bevölkerung, BIP und Wirt-
schaftsstruktur) auf nationaler und interna-
tionaler Ebene sowie der Energiepreise. Vor 
dem Hintergrund einer weiter voranschrei-
tenden Integration der Weltwirtschaft und 
einer zunehmenden Verschiebung der öko-
nomischen Gewichte in die heutigen Schwel-
lenländer – vor allem nach Asien – wächst 
die deutsche Wirtschaft mittel- und langfris-
tig mit jahresdurchschnittlich 1 %. Gebremst 
wird das Wachstum hier von der rückläufi-
gen Bevölkerung und der damit verbunden 
abnehmenden Zahl von Erwerbspersonen. 
Die Industrie behält auch langfristig ihre zen-
trale Bedeutung für die deutsche Wirtschaft.

Rohöl, Erdgas und Kesselkohle werden auf 
den internationalen Märkten im Betrach-
tungszeitraum trendmäßig teurer, was 
maßgeblich durch den Anstieg der Ener-

gienachfrage asiatischer Volkswirtschaften 
bedingt ist. Die deutschen Verbraucher-
preise für Mineralölprodukte, Erdgas und 
Kohle werden im Wesentlichen von den ent-
sprechenden Weltmarktpreisen sowie von 
Wechselkursen, Steuern und Abgaben be-
stimmt. Hinzu kommen annahmegemäß ab 
2020 CO

2-Zuschläge für private Haushalte 
und Unternehmen, die nicht am Emissions-
handel teilnehmen. Dabei wird auf fossile 
Energieträger ein Aufschlag erhoben, der 
sich an deren spezifischem CO2-Gehalt und 
am Preis für CO2-Zertifikate orientiert. 

Die Strompreise für Haushalte, Handel und 
Gewerbe sowie Industrie steigen bis 2025 
an. Für stromintensive Industrien wird 
Strom bis 2020 billiger, danach verteuert 
er sich kontinuierlich. Die Preise für CO2-
Zertifikate bleiben bis 2020 auf einem mo-
deraten Niveau. Verantwortlich dafür sind 
Überschussmengen u.  a. als Folge der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009. 

Nach 2020 steigt der CO2-Preis durch die 
Verknappung der Zertifikate auf europä-
ischer Ebene. Gedämpft wird der Anstieg 
durch die Koppelung der europäischen mit 
internationalen Klimaschutzanstrengungen. 
Die eingeleiteten energie- und klimaschutz-
politischen Maßnahmen zur Steigerung der 
Energieeffizienz werden fortgesetzt und suk-
zessive verschärft, der Ausbau der erneuer-
baren Energien wird weiterhin gefördert. 

Weitere Entkoppelung von 
Wirtschaftsleistung, Energie-
verbrauch und THG-Emissionen

Unter diesen Bedingungen entkoppelt sich 
der Primärenergieverbrauch (PEV) stär-
ker als in der Vergangenheit von der Wirt-
schaftsleistung. Bei weiter steigendem BIP 
verringert er sich im Betrachtungszeitraum 
durchgehend, was sich in einer deutlich stei-
genden Primärenergieproduktivität zeigt 
(vgl. Abb.  1). Die Erneuerbaren leisten ei-

Energiereferenzprognose 2014
Michael Schlesinger, Dietmar Lindenberger und Christian Lutz

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat drei bekannte Institute damit beauftragt, eine Energiereferenz-
prognose sowie ein Zielszenario, das bis zum Jahr 2050 reicht, zu erstellen. Die Ergebnisse dieser Untersuchung zeigen 
erheblichen politischen Handlungsbedarf, wenn die Ziele des Energiekonzepts erreicht werden sollen. Angesichts der aus-
differenzierten Interessenlagen der verschiedenen Akteure und der vielschichtigen Anforderungen an die Politik in den un-
terschiedlichsten Lebensbereichen ist es nicht wahrscheinlich, dass die im Energiekonzept der Bundesregierung festgelegten 
Ziele erreicht werden können.

Abb. 1 Primärenergieverbrauch nach Energieträgern in Referenzprognose und Trendszenario sowie reales 
BIP 1990-2050, Index, 1990=100  Quelle: Prognos/EWI/GWS 2014
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nen weiter schnell wachsenden Beitrag zur 
Energieversorgung. Wind und Photovoltaik 
weisen auch in Zukunft hohe Zuwachsraten 
auf. Biomasse bleibt langfristig die wich-
tigste erneuerbare Energiequelle. Mehr als 
die Hälfte aller Erneuerbaren werden zur 
Stromerzeugung genutzt. Fossile Energien 
bilden aber auch langfristig die Basis der 
Energieversorgung.

Die energiebedingten Treibhausgasemis-
sionen liegen 2020 um 36 % und 2050 um 
65 % niedriger als im Kyoto-Basisjahr 1990. 
Grund dafür sind der rückläufige Primär-
energieverbrauch und dessen langfristig 

abnehmende Treibhausgasintensität. Mit-
tel- und langfristig tragen Energiewirtschaft 
und Endverbraucher in etwa gleichem Maße 
zur Emissionsreduktion bei (Abb. 2).

Der Endenergieverbrauch geht mittel- und 
langfristig in allen Verbrauchssektoren zu-
rück. Die Endenergieproduktivität steigt um 
knapp 2 % p.a. Fossile Energien verlieren an 
Bedeutung, der Anteil der Erneuerbaren 
erhöht sich weiter. Strom wird bis 2050 
zum wichtigsten Energieträger. Bei zuneh-
mender Wertschöpfung sinkt der Energie-
verbrauch in der Industrie, die Energiepro-
duktivität steigt. Der Stromverbrauch in der 

Industrie verändert sich auch langfristig nur 
wenig. Bei ausgeweiteter Wohnfläche und 
zunächst noch steigender Zahl der privaten 
Haushalte verringert sich deren Energie-
verbrauch mittel- und langfristig deutlich. 
Dazu tragen neben Einsparungen im Ge-
bäudebereich auch effizientere Elektrogerä-
te bei. Der Anteil fossiler Energieträger geht  
zurück. 

Der heterogene Sektor Gewerbe, Handel, 
Dienstleistungen (GHD) weist einen erheb-
lichen Rückgang des Energieverbrauchs 
auf, auch in dynamisch wachsenden Bran-
chen. Während der Verbrauch für die Er-
zeugung von Raumwärme stark abnimmt, 
steigt er im Bereich Kühlen/Lüften/Haus-
technik massiv an. Auch im Verkehrsbe-
reich verringert sich der Energieverbrauch 
im Betrachtungszeitraum insgesamt, vor 
allem als Folge zunehmend effizienterer 
Pkw und Lkw. Dazu trägt auch der Ausbau 
der Elektromobilität bei. Benzin und Diesel 
verlieren zugunsten von Biokraftstoffen, 
Strom und Erdgas an Bedeutung.

Deutliche strukturelle Verände-
rungen in der Stromerzeugung

Die nationalen Marktgebiete für elektri-
schen Strom in Europa werden vor dem 
Hintergrund des europäischen Binnen-
markts für Energie weiter zusammenwach-
sen. Folglich intensiviert sich der Wettbe-
werb und die Kosten der Stromerzeugung 
sinken. Diesbezüglich spielt auch der Netz-
ausbau eine zentrale Rolle, der aufgrund 
des geänderten institutionellen Rahmens 
in Deutschland (Bundesbedarfsplan, Netz-
entwicklungspläne etc.) weiter voranschrei-
ten wird. Der verstärkte Netzausbau wirkt 
sich nicht nur auf die übernationale Kopp-
lung der Marktgebiete aus, sondern er wird 
schon in den nächsten Jahren die bestehen-
de regionale Knappheit an gesicherter Er-
zeugungsleistung abbauen. 

Die installierte Erzeugungskapazität des 
deutschen Kraftwerksparks steigt im Betrach-
tungszeitraum kontinuierlich an (Abb.  3). 
Dies ist vor allem auf den starken Ausbau 
erneuerbarer Energien und deren vergleichs-
weise geringen Beitrag an gesicherter Leis-
tung zurückzuführen. Demnach erhöht sich 
die gesamte installierte Leistung zwischen 
2011 und 2050 um rd. 50 % auf über 250 GW. 

Abb. 3 Kraftwerksstruktur in Referenzprognose und Trendszenario nach Energieträgern 2011-2050, in GW 
 Quelle: Prognos/EWI/GWS 2014

Abb. 2 Energiebedingte Treibhausgasemissionen in Referenzprognose und Trendszenario 1990-2050, in 
Mio. t CO2-Äquivalenten  Quelle: Prognos/EWI/GWS 2014



29ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 64. Jg. (2014) Heft 10

ZUKUNFTSFRAGEN
ZUKUNFTSFRAGEN

Insbesondere die Windenergie trägt mit einer 
Verdopplung der Leistung zwischen 2011 
und 2030 sowie fast einer Verdreifachung 
zwischen 2011 und 2050 maßgeblich zu die-
sem Anstieg bei. Aber auch weitere Zubauten 
an Photovoltaikanlagen, welche nach Errei-
chung des 52  GW-„Deckels“ außerhalb des 
Fördersystems zur Eigenerzeugung und zum 
Selbstverbrauch betrieben werden, spielen 
eine Rolle.

Während die Stromerzeugung aus Kern-
kraftwerken aufgrund des Atomausstiegs in 
den nächsten Jahren weiter abnimmt, bleibt 
die Stromerzeugung aus Kohlekraftwerken 
bis 2030 weitestgehend stabil. Anschließend 
nimmt die Erzeugung aus Kohlekraftwer-
ken marktgetrieben deutlich ab. Die Benut-
zungsstunden von Gaskraftwerken gehen 
bis 2025 vor allem aufgrund zunehmender 
Erzeugung aus erneuerbaren Energien und 
damit einer abnehmenden Residualnachfra-
ge zurück. In der langen Frist sorgen hohe 
CO

2-Zertifikatpreise für wachsende Anteile 
von Erdgas an der Stromerzeugung und füh-
ren damit zu einer Verdrängung von Kohle-
kraftwerken aus dem Markt.

Über den gesamten Betrachtungszeitraum 
nimmt die Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien deutlich zu. Obwohl die 
energiepolitischen Ziele zum Ausbau von 
Offshore-Windenergie nicht erreicht werden, 
steht die Windenergie in 2030 für rund ein 
Viertel der gesamten Stromerzeugung und 
wird damit zum bedeutendsten Energieträ-
ger in der deutschen Stromerzeugung. Auch 
Photovoltaikstrom zeigt deutliche Zuwächse. 

Es stellt sich eine Verlangsamung des 
Ausbaus mit Erreichen des „Deckels“ von 
52 GW schon vor 2020 ein, dennoch stoppt 
der Ausbau aufgrund von zunehmender 
Nutzung für Eigenerzeugung und Selbstver-
brauch nicht (Abb. 4). Die zunehmende Ein-
speisung aus erneuerbaren Energien und 
Energieeffizienzmaßnahmen in den unter-
schiedlichen Sektoren führen dazu, dass das 
Potenzial für Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 
abnimmt. Zwar steigt die Bruttostromerzeu-
gung aus KWK bis 2040 an, allerdings bleibt 
sie deutlich hinter den energiepolitischen 
Zielen zurück.

Die Investitionskosten konventioneller Kraft-
werkstechnologien werden in den nächsten 

Jahren stabil bleiben. Der Fokus zukünftiger 
Entwicklungen liegt auf der Optimierung 
des Teillastverhaltens. Dagegen stehen er-
neuerbare Energien in einem frühen Stadi-
um der Entwicklung. Aufgrund von Lern- 
und Skaleneffekten sind in diesem Bereich 
daher in den kommenden Jahren weitere 
Kostendegressionen vor allem bei Wind-
kraft- und Photovoltaikanlagen zu erwarten. 
Vor dem Hintergrund steigender Endver-
braucherpreise für Strom und sinkender 
Stromgestehungskosten dezentraler Erzeu-
gungsanlagen werden die Eigenerzeugung 
und der anschließende Selbstverbrauch da-
mit weiter angereizt. Daher wird die Bemes-
sung von Steuern, Abgaben und Umlagen 
sowie Netzentgelten anzupassen sein, um 
dem Aufbau ineffizienter Versorgungsstruk-
turen entgegenzuwirken und unerwünschte 
Verteilungseffekte zu mindern.

Ziele werden überwiegend  
nicht erreicht

In der Referenzprognose und im Trendsze-
nario werden die Ziele des Energiekonzepts 
der Bundesregierung überwiegend nicht 
erreicht (vgl. Tabelle). Denn aus heutiger 
Sicht ist es nicht wahrscheinlich, dass alle 
zur Zielerreichung erforderlichen Maßnah-
men ergriffen und umgesetzt werden (z. B. 
eine deutliche Erhöhung der Sanierungsra-
te von Gebäuden, vermehrte – zum großen 
Teil rentable – Investitionen in Energieef-
fizienz im gewerblichen Bereich oder ein 

schnellerer Ausbau der Elektromobilität). 
Eine Ausnahme stellen die Ausbauziele für 
erneuerbare Energien im Stromsektor dar. 
Diese werden bis 2030 nach unserer Prog-
nose sogar übertroffen, getrieben u. a. auf-
grund weiter ansteigender Eigenerzeugung 
und ausgeweitetem Selbstverbrauch durch 
dezentrale Photovoltaik außerhalb des EEG. 
Der Hauptgrund hierfür ist die fortbeste-
hende Ungleichbehandlung von Eigenerzeu-
gung gegenüber Stromfremdbezug aus dem 
Netz der öffentlichen Versorgung hinsicht-
lich Steuern, Abgaben und Umlagen.

Die oben genannten Beispiele zeigen, dass 
mehr Energieeffizienz bei rationalem Ver-
halten der Marktteilnehmer möglich ist und 
in vielen Fällen einzel- und gesamtwirt-
schaftlich vorteilhaft wäre. Das Verhalten in 
diese Richtung zu lenken, ist nach unserer 
Einschätzung in der Realität aber allenfalls 
in Ansätzen möglich. Die Politik trifft hier 
auf ein Geflecht von Informationsdefiziten, 
individuellen Präferenzen, mangelndem 
Kapitalzugang, Transaktions- und Opportu-
nitätskosten und spezifischen Hemmnissen 
sowie auf sehr unterschiedliche und im Ein-
zelnen wohl begründete Interessen. Ener-
giewende und Klimaschutz bilden nur einen 
Aspekt der gesellschaftlichen Ziele ab. In 
dem Bemühen, zwischen den existierenden 
Interessen und Ansprüchen Kompromisse 
zu finden, ist es nicht realistisch, dass die 
Politik stets konsequent und vorrangig das 
Ziel der Energiewende verfolgen könnte. 

Abb. 4 Bruttostromerzeugung in Referenzprognose und Trendszenario nach Energieträgern 2011-2050, 
in TWh  Quelle: Prognos/EWI/GWS 2014
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Tab.: Vergleich ausgewählter Ergebnisse von Referenzprognose und Trendszenario mit den Zielen des Energie-
konzepts
Energiebedingte THG-Emissionen 2011 2012 2020 2030 2040 2050

Energiebedingte THG-Emissionen  
(gegenüber 1990)1

-26,4 % n. v. -40 % -55 % -70 % -80 % bis -95 %

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario -36 % -43 % -54 % -65 %

Effizienz 2011 2012 2020 2050

Primärenergieverbrauch (gegenüber 2008) -5,4 % -4,3 % -20 % -50 %

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario -18 % -42 %

Energieproduktivität EEV 1,6 % (2008–2011) 1,1 % (2008–2012) 2,1 % pro Jahr (2008-2050)

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario 1,9 % (2008-2020) 1,9 % (2008-2050)

Bruttostromverbrauch (gegenüber 2008) -1,8 % -1,9 % -10 % -25 %

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario -7 % -10 %

KWK 2011 2012 2020 2050

Anteil der Stromerzeugung aus  
Kraft-Wärme-Kopplung 15,9 % 25 % -

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario 16 %

Erneuerbare Energien 2011 2012 2020 2030 2040 2050

Anteil am Bruttostromverbrauch 20,4 % 23,5 % mind. 35 % mind. 50 % mind. 65 % mind. 80 %

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario 41 % 52 % 54 % 64 %

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario 
(Kostenübernahme Cluster/Europa durch 
Deutschland)2

50 % 65 % 80 %

Anteil am Bruttoendenergieverbrauch 11,6 % 12,7 % 18 % 30 % 45 % 60 %

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario 22 % 29 % 33 % 39 %

Gebäudebestand 2011 2020 2050

Wärmebedarf k. A. - -20 % -

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario spezifisch, EEV/m2 - -20 %

Primärenergiebedarf k. A. - - in der Größenordnung von -80 %

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario

Sanierungsrate rd. 1 % pro Jahr - - Verdopplung auf 2 % pro Jahr

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario 1,3 % Durchschnitt 2009-2050

Verkehrsbereich 2011 2012 2020 2030 2050

Endenergieverbrauch (gegenüber 2005) rd. -0,5 % - -10 % - -40 %

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario -7 % -26 %

Anzahl Elektrofahrzeuge ca. 6 600 - 1 Mio. 6 Mio. -

Ergebnis Referenzprognose/Trendszenario (Mio.) 0,5 2,8

davon batterieelektrisch 0,3 1,8
1 Fettgedruckte Werte entsprechen den Zielen des Energiekonzepts.
2 Kommentar: 
Mit der Öffnung der nationalen Förderinstrumente für erneuerbare Energien (nach 2020 Nordsee-Cluster; nach 2035 europaweit) erfolgt der Zubau von erneuerbaren Energien zu-
nehmend kostenorientiert in Europa bzw. für Wind Offshore im Nordsee-Cluster. Aufgrund der unterschiedlichen Potenziale der Länder im Nordsee-Cluster/Europa kommt es zu einer 
zunehmenden Nutzung von Erneuerbarenpotenzialen im Ausland. Deutschland beteiligt sich an den Kosten für diesen Zubau entsprechend der nationalen Ziele für den Anteil erneuer-
barer Energien am Bruttostromverbrauch.

Eine solche Politik würde aller Erfahrung 
widersprechen.

Zielszenario zeigt  
Handlungsbedarf auf

Deshalb wurde ein Zielszenario entworfen, 
das von anderen Grundvoraussetzungen 
ausgeht als die Referenzprognose und das 
Trendszenario. Es unterstellt, dass die ener-
gie- und klimapolitischen Ziele vorrangig 
verfolgt werden und es der Politik gelingt, in 

vielen Bereichen bestehende Hemmnisse zu 
überwinden. Unterstützend würde ein globa-
les Klimaschutzabkommen wirken.

Eine wesentliche Voraussetzung, um die 
energie- und klimaschutzpolitischen Ziele 
zu erreichen, stellt die effizientere Energie-
nutzung dar. Die Steigerung der Energieeffi-
zienz erfordert oft Investitionen in Einspar-
technologien. In allen Verbrauchssektoren 
und Anwendungsbereichen bestehen bis-
lang ungenutzte und teilweise wirtschaft-

liche Potenziale für Energieeinsparungen. 
Schlüssel zur Steigerung der Energieeffizi-
enz ebenso wie für einen kostengünstigen 
Ausbau erneuerbarer Energien sind neue 
und weiterentwickelte Technologien in der 
Nutzung und Umwandlung von Energie, 
deren Markterfolg entscheidend vom wirt-
schaftlichen, ökologischen und gesellschaft-
lichen Umfeld abhängt. 

Auf der Erzeugungsseite müssten vor allem 
CO

2-intensive Kraftwerke weiter zurückge-
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fahren werden, um die angestrebte Reduk-
tion von Treibhausgasemissionen innerhalb 
Deutschlands zu erreichen. Aufgrund der 
Einbettung des deutschen in den europäi-
schen Strommarkt lässt sich eine wirksa-
me Klimaschutzpolitik allerdings kaum auf 
nationaler Ebene sinnvoll umsetzen, zumal 
über das Hauptsteuerungsinstrument zur 
Emissionsbegrenzung (EU ETS) auf europä-
ischer Ebene entschieden wird. Hier ist zu 
berücksichtigen, dass nationale Maßnah-
men innerhalb des EU ETS zwar bilanziell 
nationale CO

2-Emissionen senken, aber eu-
ropaweit keine Emissionsreduktion bewir-
ken, da der Zertifikatpreis gedämpft und 
andernorts mehr emittiert würde.

Mehr Effizienz und Klimaschutz 
langfristig auch gesamt-
wirtschaftlich vorteilhaft

Gesamtwirtschaftliche Effekte des Zielszena-
rios werden im Vergleich zur Referenzprog-
nose/Trendszenario ausgewiesen. Dazu wer-
den Differenzen zwischen beiden Szenarien 

u.  a. bei Strompreisen und Investitionen in 
Energieeffizienz in ein gesamtwirtschaftli-
ches Modell eingestellt. Die Effekte beschrei-
ben nicht Wirkungen „der Energiewende“, 
sondern Differenzen, die sich ergeben, wenn 
über die Referenzprognose hinaus Maß-
nahmen ergriffen werden, um die Ziele des 
Energiekonzepts zu erreichen.

Diese Maßnahmen sind mittelfristig ökono-
misch verkraftbar. Bis zum Jahr 2030 blei-
ben die Wirkungen auf BIP, Beschäftigung 
und Preisniveau gering. Langfristig zahlen 
sich die Energieeinsparungen und der wei-
tere Ausbau der erneuerbaren Energien 
auch gesamtwirtschaftlich aus. Die zusätz-
liche Steigerung der Energieeffizienz leistet 
dabei den größten Beitrag. Das BIP liegt im 
Zielszenario im Jahr 2050 um 1,0 % höher 
als im Trendszenario, die Zahl der Erwerbs-
tätigen ist dann um 118 000 größer.

In fünf Sensitivitätsrechnungen wurde ge-
prüft, wie sich unterschiedliche Preise für 
fossile Energieträger, andere Annahmen 

für die Kostenentwicklung von Anlagen 
zur Nutzung erneuerbarer Energien sowie 
höhere CO2-Preise auf zentrale Ergebnisse 
auswirken. Mit Ausnahme der Sensitivität 
mit höheren CO2-Preisen, die nach 2030 zu 
einem deutlichen Rückgang der CO2-Emis-
sionen führen, sind die Effekte gering. Die 
Grundaussagen der Referenzprognose und 
des Trendszenarios bleiben auch bei geän-
derten Annahmen in den Sensitivitäten er-
halten.
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Im April dieses Jahres veröffentlichte die 
Arbeitsgruppe III „Klimaschutz“ des Welt-
klimarats den dritten Teil des 5. Sach-
standsberichts, der die ökonomischen, 
technologischen und politischen Maßnah-
men zur Minderung des Klimawandels 
aufzeigt [1]. Der Appell der Forscher ist un-
missverständlich. Um das 2-Grad-Ziel noch 
erreichen zu können, müsse jetzt gehan-
delt werden: „Wenn wir bis 2030 warten, 
schließt sich das Fenster der Möglichkeiten 
zusehends, es wird dann alles erheblich 
schwieriger, riskanter und teurer“, warnte 
Ottmar Edenhofer, Ko-Vorsitzender der Ar-
beitsgruppe [2].

Das Erreichen der globalen Klimaschutz-
ziele wird besonders durch die steigende 
globale Energienachfrage erschwert. Im 
Jahr 2013 erreichten die weltweiten jährli-
chen CO

2-Emissionen ein Rekordhoch von 
rd. 36 Mrd. t. Dieser Anstieg an Emissionen 
ist vor allem auf die globale Wirtschafts- und 
Bevölkerungsentwicklung sowie insbesonde-
re den wirtschaftlichen Aufschwung in den 
Schwellenländern zurückzuführen. Der Welt-
energierat – Deutschland, das nationale Mit-
glied im World Energy Council, konstatiert, 
dass der „Energiehunger“ in den bevölke-
rungsreichen Ländern wie China und Indien 
groß bleibe und sich die Schwerpunkte der 
weltweiten Energienachfrage dorthin verla-
gern würden. Dabei ist China mit einem Pro-
duktions- und Verbrauchsanteil von etwas 
mehr als 50 % der weltweit wichtigste Kohle- 
verbraucher [3].

Wirksamer Klimaschutz 
braucht Technologien

Vor diesem Hintergrund kommt dem Ein-
satz von Technologien zur CO2-Minderung 
eine Schlüsselrolle zu, um die künftigen Ri-

siken und Kosten des Klimawandels zu be-
grenzen. Carbon Capture and Storage – die 
Abscheidung und Speicherung von CO2 – ist 
eine wichtige Option, damit sowohl energie- 
als auch prozessbedingte Emissionen ver-
mieden werden können [4]. 

Hinsichtlich der Erreichung des 2-Grad-
Ziels verweist die Internationale Energie-
agentur (IEA) auf die enormen Potenziale 
dieser Technologie: Bei der Anwendung 
von CCS im Energiesektor wird eine Kos-
tenreduktion von 40  % gegenüber Alterna-
tiven ohne CCS erwartet [5]. Ebenso kann 
die CCS-Technologie einen weitaus größe-
ren Beitrag zur Emissionsreduktion in den 
energieintensiven Industrien leisten als 
bisher angewendete Strategien: Durch Ef-
fizienzsteigerungen und Biomasseeinsatz 
werden Emissionsminderungen von 35 bis 
40  % erwartet. Dieser Anteil könnte durch 
die Anwendung von CCS auf 83 bis 87 % bis 
2050 steigen.

USA und China treiben 
CCS voran – Deutschland 
verliert den Anschluss

Um die bisherigen Fortschritte, die durch 
den Ausbau der erneuerbaren Energien und 
Energieeinsparungen erzielt wurden, nicht 
zu konterkarieren, muss die Anwendung 
der CCS-Technologie neu diskutiert werden. 
Dies ist umso dringlicher vor dem Hinter-
grund der zunehmenden Nutzung fossiler 
Energieträger in den Schwellenländern. Be-
trachtet man den Status quo der internatio-
nalen CCS-Implementierung, stechen vor al-
lem Nordamerika und China heraus – allein 
38 der weltweiten 60 CCS-Projekte entfallen 
auf diese Länder [3]. In Kontinentaleuropa 
sind insgesamt nur fünf CCS-Großprojekte 
zu verzeichnen. Großbritannien kann mit 

sechs Projekten noch eine führende Rolle 
im internationalen Wettbewerb einnehmen. 

Während in Kanada und den USA CCS be-
reits fester Bestandteil der Energiestrategie 
ist, droht Deutschland im Bereich der CCS-
Technologie abgehängt zu werden. Zwar 
werden einzelne Untersuchungen zur CCS-
Technologie fortgesetzt, wie z.  B. das Pilot-
projekt zur CO

2-Speicherung am branden-
burgischen Standort Ketzin. Die Umsetzung 
von Demonstrationsprojekten konnte jedoch 
bisher nicht realisiert werden. Einerseits 
wegen der Bedenken gegenüber der land-
seitigen Speicherung von CO

2 und anderer-
seits aufgrund der Überzeugung, die nati-
onalen Klimaschutzziele allein durch den 
Ausbau der erneuerbaren Energien und die 
Steigerung der Energieeffizienz erreichen 
zu können. Jedoch ist es fraglich, ob diese 
Strategien ausreichen werden, um die im 
Energiekonzept der Bundesregierung festge-
schriebenen langfristigen Klimaschutzziele 
erreichen zu können.

Transportbedarf von 
60 Mio. t CO2 in 2050

Die Prognosen werden auch von einer aktu-
ellen Studie bestätigt, die durch das IZ Klima 
(Informationszentrum für CO2-Technologien 
e. V.) in Auftrag gegeben wurde. Als Basis 
für die Bestimmung notwendiger Transport-
mengen zur Ausgestaltung einer deutschen 
Transportinfrastruktur legt die Studie das 
Energiekonzept der Bundesregierung von 
2010 zugrunde. Ausgangspunkt der Unter-
suchung war die Betrachtung, wie sich die 
CO

2-Emissionen in Deutschland bis zum 
Jahr 2050 unter Berücksichtigung der Rah-
menbedingungen des Energiekonzepts ent-
wickeln werden. Die Analyse konzentriert 
sich dabei auf die großen Emissionsquellen 

Die strategische Lücke im Klimaschutz:  
Warum CCS neu diskutiert werden muss
Heinz Bergmann und Diana Voll

Mit dem Energiekonzept von 2010 hat die Bundesregierung die Klimaschutzziele für Deutschland klar definiert. Bis 2020 
sollen die Treibhausgasemissionen um 40 %, bis 2050 um mindestens 80 % im Vergleich zum Jahr 1990 reduziert werden. 
Dass das Erreichen dieser Vorgaben jedoch immer unwahrscheinlicher wird, zeigen aktuelle Prognosen. Neben dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien und der Steigerung der Energieeffizienz ist es lohnenswert, die Anwendung von Technologien zur 
Minderung von CO2-Emissionen wieder auf die politische Agenda zu setzen.
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der Stromerzeugung und der Industrie mit 
mindestens 0,5  Mio. t CO2-Emissionen pro 
Jahr. Bei Berücksichtigung aller Ziele zur 
Emissionsreduzierung und zur Nutzung 
erneuerbarer Energien beträgt die Lücke 
zwischen den angestrebten und tatsächli-
chen CO

2-Emissionen im Jahr 2030 bereits 
30 Mio. t, im Jahr 2050 60 Mio. t (siehe Ta-
belle).

Dabei zeigen die Analyseergebnisse, dass 
die CCS-Technologie im Hinblick auf die 
Umsetzung der Klimaschutzziele sowohl für 
die Energiewirtschaft als auch für die Indus-
trie eine entscheidende Rolle übernehmen 
kann. Ungeachtet dessen wird die Anwen-
dung der CCS-Technologie in Deutschland 
als wichtiger Baustein zum Erreichen der 
Klimaschutzziele kaum in Betracht gezo-
gen. Dies ist auch darauf zurückzuführen, 
dass die landseitige Speicherung von CO

2 
in Deutschland nur vorurteilsbeladen dis-
kutiert wird. Die Studie konzentriert sich 
auf die Potenziale der Offshore-Speicherung 
unter der deutschen Nordsee, die ausrei-
chend Speicherkapazitäten aufweist. In ih-
ren salinaren Aquiferen können insgesamt 
3-6  Mrd.  t  CO

2 gespeichert werden, bzw. 
60 Mio. t über einen Zeitraum von mindes-
tens 50-100 Jahren [6].

Infrastrukturanforderungen  
des CO2-Transports zur 
Offshore-Speicherung

Vor dem Hintergrund der Offshore-Spei-
cherpotenziale konzentriert sich die Studie 
auf die Ausgestaltung einer dazu erforder-
lichen CO2-Transportinfrastruktur, die zwar 
notwendige Bedingung für die Etablierung 
der CCS-Technologie in Deutschland ist, bis-
her aber nur am Rande betrachtet wurde. Im 
Mittelpunkt der Studie stehen dabei die tech-
nischen, rechtlichen und wirtschaftlichen 
Anforderungen an eine CO

2-Transportinfra-
struktur. Da die Ausgestaltung einer intel-
ligenten CO2-Transportinfrastruktur stark 
von der Zusammensetzung des eingespeis-
ten CO2 abhängt, wurden in der Studie drei 
abstrakte Cluster definiert, um die Vielfalt 
der CO2-Quellen und Einspeiseprofile an der 
Schnittstelle mit der Infrastruktur des CO2-
Transports abzubilden.

 Das erste Cluster stellt ein hochindus-
trialisiertes Gebiet mit großem Energiebe-

darf dar. Hier liegen mehrere Großkraft-
werke und viele Industriequellen in relativ 
geringer Entfernung voneinander.

 Das zweite Cluster stellt eine weniger 
industrialisierte Region mit zentraler Strom-
versorgung dar. Hier finden sich einige gro-
ße Kohlekraftwerke, jedoch keine industriel-
len Punktquellen.

 Das dritte Cluster beinhaltet verstreute 
Industrieanlagen und Kraftwerke in relativ 
großer Entfernung voneinander. Die meis-
ten Kraftwerke werden mit Kohle gespeist.

Auslastung der Transport- 
infrastruktur folgt  
fluktuierender EE-Einspeisung

Auf Basis der Clusterbildung wurde der Ein-
fluss von Schwankungen auf die Dimensi-
onierung einer CO2-Transportinfrastruktur 
untersucht: Schwankungen im Durchfluss 
und in der Konzentration ergeben sich 
aus den Auswirkungen kombinierter CO2-
Ströme von Quellen unterschiedlicher Art, 
dem Einfluss der Betriebsweise und der 

Tab.: Differenz zwischen angestrebten und tatsächlichen CO2-Emissio-
nen bis zum Jahr 2050

Einheit 2030 2040 2050

CO2-Restemissionen – Stromwirtschaft Mio. t/a 185 124 67

CO2-Restemissionen – Industrie Mio. t/a 129 92 60

Restemissionen insgesamt  
(Stromwirtschaft und Industrie)

Mio. t/a 315 216 127

Emissionsziel Stromwirtschaft Mio. t/a 176 99 21

Emissionsziel Industrie Mio. t/a 110 79 47

Emissionsziel insgesamt  
(Stromwirtschaft und Industrie)

Mio. t/a 286 177 68

Angestrebte CO2-Transportmengen Mio. t/a 30 40 60

Kongress-
Partner:

Jetzt 
Ticket sichern:

www.dena-
kongress.de

Energieeffizienz. 
Neue Perspektiven für

Auf dem dena-Energieeffizienzkongress 
am 11./12. November 2014 im bcc Berlin.
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Mindestlastniveaus von Kraftwerken und 
Industrieanlagen, den Auswirkungen des 
intermittierenden Charakters der erneuer-
baren Energien und aus dem Anteil an der 
regenerativen Stromerzeugung. 

Bei einem Vergleich der verschiedenen CO2-
Durchflussraten und Zusammensetzungs-
profile mit dem Cluster-Ansatz zeigt sich: 
Ein Cluster mit unterschiedlichen CO2-Quel-
len gewährleistet eine gleichmäßigere CO2-
Einspeisung mit geringeren Schwankungen 
in Durchfluss und Zusammensetzung und 
damit eine höhere Auslastung der Infra-
struktur. Gleichzeitig wird die Auslastungs-
rate der CO

2-Transportinfrastruktur von der 
Stromerzeugung durch erneuerbare Energi-
en beeinflusst. Da der Strom aus Erneuer-
baren nur fluktuierend und unregelmäßig 
ins Netz eingespeist wird, müssen diese 
Schwankungen auf absehbare Zeit durch 
fossil gefeuerte Kraftwerke, die zumindest 
teilweise mit CCS ausgestattet werden müs-
sen, ausgeglichen werden. 

Ist das CCS-Transportsystem für maximale 
CO

2-Einspeisemengen ausgelegt, wird es 
aufgrund starker Einspeiseschwankungen 
jedoch die meiste Zeit unterhalb der maxi-
malen Kapazität betrieben. Die Berechnun-
gen zeigen, dass die Auslastungsraten der 
CO

2-Infrastruktur zwischen 60 und 80  % 
liegen würden.

Transport per Pipeline ist  
erprobt und bietet Kostenvorteile

Für den CO2-Transport in großem Maßstab 
sind nicht alle Transportoptionen gleicher-
maßen geeignet. Die Wahl des adäquaten 
Transportsystems hängt von der Transport-
kapazität, dem Abstand zwischen Quelle und 
Speicherstätte, der Verfügbarkeit geeigneter 
Wasser- oder Rohrleitungsstraßen und der 
Lage der Speicherstätte ab. Die in der Stu-
die angenommene CO

2-Menge schließt den 
Transport auf der Straße oder Schiene aus, 
da dieser zu kostspielig wäre. Ebenso ist der 
Gasphasentransport wegen des begrenzten 
Massendurchsatzes ungeeignet. Der Trans-
port per Pipeline sowie der Transport von 
verflüssigtem CO

2 mit Binnenschiffen und 
Hochseetankern hingegen wurden als geeig-
nete Transportsysteme identifiziert.

Die technischen Anforderungen an eine 
CO2-Transportinfrastruktur sind in vielen 
Aspekten mit Transportinfrastrukturen von 
Erdgas vergleichbar, so dass auf bestehendes 
Know-how, Erfahrungswerte, Standards und 
Praktiken zurückgegriffen werden kann. Die 
Betrachtung der Hauptsystemkomponenten 
einer Pipeline-Infrastruktur (Sammelnetz-
werk, Verdichter, Hauptleitung, Booster, 
Übergabestation, Offshore-Pipeline) zeigt, 
dass für den Entwurf und Bau auf ausgereif-
te Technik zurückgegriffen werden kann. 

Ebenso sind alle Aspekte des Betriebs einer 
Pipeline bekannt. 

Im Vergleich zum Pipelinetransport er-
möglicht ein Transportsystem aus Binnen-
schiffen und Offshore-Tankern eine höhere 
Flexibilität im Hinblick auf die Kapazität 
des CO

2-Transports, da die Transportmenge 
durch eine Steigerung der Schiffsfahrten er-
höht werden könnte (siehe Abb.). Allerdings 
ist die Logistik eines solchen Transportsys-
tems wesentlich komplexer. Darüber hinaus 
befinden sich noch wichtige Komponenten 
der Transportkette in der Forschungs- und 
Entwicklungsphase.

Basierend auf den Berechnungen der not-
wendigen abzuscheidenden und zu trans-
portierenden CO

2-Mengen wurde die Größe 
und Kapazität der Transportinfrastruktur 
ermittelt. Legt man die CO2-Menge von 
60  Mio. t für das Jahr 2050 zugrunde, 
weist ein Pipelinenetz einen durchschnittli-
chen Kapazitätsbedarf von 1 900 kg/s auf. 
Schwankungen im Durchfluss verlangen 
zu Spitzenzeiten höhere Kapazitäten von 
rd.  3  000  kg/s. Je nach Kapazitätsbedarf 
variieren die Leitungsdurchmesser der 
Pipelines zwischen 24" und 32". Für den 
Schiffstransport werden etwa 110 Binnen-
schiffe mit einem Fassungsvermögen von 
8 000 t und 16 Tanker mit einer Kapazität 
von 30 000 t benötigt. 

Für die Verschiffung (und ggf. im Rahmen 
der Optimierung, aber nicht zwingend auch 
für den Pipelinetransport) wird zudem ein 
Zwischenspeicher benötigt, um der CO

2-
Produktion der Quelle folgen zu können. Die 
erforderliche Kapazität des Zwischenspei-
chers ergibt sich aus den Schwankungen 
der CO2-Produktion, der maximalen Produk-
tionsrate an den Quellen und der Ladekapa-
zität der Binnentankschiffe. Die Größe eines 
Zwischenspeichers für drei Tage mit einer 
durchschnittlichen Einspeisung aus einem 
Cluster mit 22 Mio. t CO

2/a wird dabei auf 
200 000 m3 geschätzt.

Eine besondere Herausforderung hinsicht-
lich der Einspeisung in die Infrastruktur 
stellt die Zusammensetzung des abgeschie-
denen CO2 dar, das verschiedene Nebenbe-
standteile enthält. Fast alle beeinträchtigen 
die effektive Nutzung der Transport- und 
Speicherinfrastruktur. Mögliche Folgen sind 

Abb.   Untersuchte Transportmodalitäten: Pipeline-Netzwerk und Schiffstransport
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bspw. Kapazitätsbegrenzungen oder Korro-
sionsschäden. Um die negativen Auswirkun-
gen zu begrenzen, kann abgeschiedenes CO2 
nach der Abtrennung gereinigt werden. Da-
bei ist ein Kompromiss zu finden zwischen 
der Zulassung eines geringen Anteils von 
Nebenbestandteilen im Transportsystem, so 
dass die Kosten für die Reinigung begrenzt 
bleiben, ohne dass dies zu zusätzlichen Kos-
ten in der CCS-Prozesskette führt.

Um den Investitionsaufwand zu ermitteln, 
wurde eine indikative Kapitalkostenschät-
zung bis zum Jahr 2050 sowohl für eine 
Pipeline- als auch für eine Schiffstrans-
portinfrastruktur durchgeführt. Der Inves-
titionsaufwand für die Pipelineinfrastruk-
tur und für den Schiffstransport wird auf 
jeweils etwa 4 Mrd. € bis 2050 veranschlagt. 
Dabei wird davon ausgegangen, dass die 
Pipelineinfrastruktur aus jeweils 50  km 
langen Sammelleitungen sowie landseiti-
gen Pipelines mit einer Länge von 350 km 
und seeseitigen Pipelines mit einer Länge 
von 100  km besteht. Die Infrastruktur für 
den Schiffstransport besteht dagegen aus 
50  km langen Verbindungsleitungen, Ver-
flüssigungsterminals, Binnenschiffen und 
Offshore-Tankern.

Weichen müssen jetzt 
gestellt werden

Unabhängig von den Transportoptionen 
erfordert die Implementierung einer Trans-
portinfrastruktur einen zeitlichen Vorlauf 
von mindestens fünf Jahren, wie vergleich-
bare Projekte zeigen: Die Erweiterung des 
Erdgastransportnetzes in den Niederlan-
den und Deutschland durch Gasunie dau-
erte sechs Jahre; zwischen dem Beginn der 
Entwurfsarbeiten und der Inbetriebnahme 

der Nord-Stream-Pipeline lagen fünf Jahre. 
Darüber hinaus wird die großtechnische 
Implementierung des CO

2-Transports über 
Demonstrationsprojekte abgesichert wer-
den müssen. 

Nach einer erfolgreichen großtechnischen 
Demonstration ab etwa 2020 ist die CO2-Ein-
speisung erster kommerzieller Anlagen der-
zeit nicht vor 2025 zu erwarten – eine über-
greifende Einführung wird nicht vor 2030 
möglich sein. Nicht zuletzt kann die Öffent-
lichkeitsbeteiligung im Genehmigungsver-
fahren den notwendigen zeitlichen Vorlauf 
zusätzlich verlängern, so dass insgesamt bis 
zu zehn Jahre oder mehr bis zur Inbetrieb-
nahme vergehen können. Die langfristigen 
Emissionsreduktionsziele der Bundesregie-
rung können noch erreicht werden, wenn 
die Einführung der CCS-Technologie zeitnah 
eingeleitet wird. 

Dies setzt jedoch den politischen Willen vo-
raus, die Diskussion über die Chancen der 
CCS-Technologie zur Erreichung der Klima-
schutzziele in Deutschland wieder neu auf 
die politische Agenda zu setzen. Es braucht 
einen konstruktiven Dialog mit Bürgern und 
Politik, der sowohl Potenziale als auch mög-
liche Herausforderungen von CCS sachlich 
beleuchtet, Antworten auf offene Fragen gibt 
und Verständnis für die Notwendigkeit von 
Technologien für den Klimaschutz schafft. 

Dieser Beitrag ist eine gekürzte Fassung der Ergebnisse der Studie „CO2-Transportin-
frastruktur in Deutschland – Notwendigkeit und Rahmenbedingungen“.

Diese ist als Download auf der Website des IZ Klima (www.iz-klima.de) verfügbar.

„Der Ausbau der erneuerbaren Energien und die Verbesserung der 
Energieeffizienz sind wichtige Pfeiler für eine nachhaltige Energiewen-
de. Die fossilen Energieträger werden allerdings auch in den nächsten 
Jahrzehnten eine Rolle spielen – global und national. Deswegen müs-
sen wir die Potenziale von Technologien zur Minderung von CO2, wie 
die CCS-Technologie, neu diskutieren, insbesondere wenn wir Klima-
schutz als globale Aufgabe verstehen.“

Prof. Reinhard F. Hüttl, wissenschaftlicher Vorstand und Vorstands-
vorsitzender, Helmholtz-Zentrum Potsdam – Deutsches GeoFor-
schungsZentrum GFZ 

Die Studie „CO2-Transportinfrastruktur in 
Deutschland – Notwendigkeit und Rahmen-
bedingungen bis 2050“ gibt dazu einen ers-
ten Denkanstoß.
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  Als Brückentechnologie ist Kohle in Deutschland weitgehend akzeptiert – zu meinen, damit einen 
unbegrenzten Freibrief erhalten zu haben, wird sich aber als Irrglaube erweisen

 Foto: olly | Fotolia.com

Die Kohle erfährt in vielen Industrie- und 
Wohlfahrtsstaaten wie Deutschland keine 
Wertschätzung mehr. Ganz im Gegenteil: 
Erzeugte der heimische Rohstoff Kohle bis 
weit in das 20. Jahrhundert noch positive 
Assoziationen in Verbindung mit dem Auf-
stieg zur Industrienation und der Sicher-
stellung der Grundversorgung, so dominie-
ren nun Begrifflichkeiten wie „Klimakiller 
Nummer 1“, „Zerstörung gewachsener Le-
bensräume“, „Enteignung“ und „Profit-
gier“ weite Teile der Darstellung in der 
Öffentlichkeit. In diesem Umfeld muss es 
schon als politisch mutig gewertet werden, 
dass die derzeitige Koalitionsregierung 
Ende des letzten Jahres ein, wenn auch be-
dingtes, Bekenntnis zur weiteren Kohlenut-
zung in den Koalitionsvertrag geschrieben 
hat. Die reflexartige, spontane Reaktion 
waren Demonstrationen gegen diese Wil-
lensbekundung. 

Etwa zur gleichen Zeit hat das Deutsche 
EnergieRohstoff-Zentrum (DER) die Ergeb-
nisse seiner repräsentativen Befragung zur 
Akzeptanz der Kohle in Deutschland vorge-
legt. Das mediale Interesse an einer Veröf-
fentlichung bzw. Verbreitung der vielleicht 
überraschenden Erkenntnis, dass weite 
Teile der deutschen Bevölkerung ein viel 
differenzierteres Bild von der Kohle haben 
und mehrheitlich, wenn auch unter gewis-
sen Bedingungen, einer weiteren Nutzung 
eher positiv gegenüberstehen, hielt sich in 
überschaubaren Grenzen. 

Kohle wird insbesondere in den Massenme-
dien meist negativ dargestellt, ein öffentli-
ches Eintreten für die Kohle wie auch schon 
die Darstellung von Vor- und Nachteilen wird 
diskreditiert und erzeugt nicht selten einen 

„Shitstorm“. So entsteht der Eindruck, dass 
die Deutschen die Kohlenutzung weit mehr-
heitlich ablehnen und nur das Gewinninter-
esse der Großindustrie – die auch in anderen 
Fällen oft als Sündenbock herhalten muss – 
den sofort möglichen Ausstieg aus der Koh-
lenutzung verhindert – zum Schaden der 
Natur (CO

2) und des Menschen (Feinstau-
bemission, Umsiedelung). Eine der Objek-
tivität verpflichtete wissenschaftliche For-
schung zur Wahrnehmung und Akzeptanz 
umstrittener Energietechnologien führt ein 
Schattendasein: Welcher Wissenschaftler 
hat schon Freude daran, sich mit emotions-
geladenen, interessengeleiteten Vorwürfen 
auseinanderzusetzen, wo es doch konflikt-
freie Mainstreamthemen gibt?

Akzeptanzforschung als  
Teil zukunftsorientierter  
Kohleforschung 

Im Rahmen des vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) geför-
derten Projekts „Deutsches EnergieRohstoff-
Zentrum Freiberg – Technologien für das 
Nach-Erdölzeitalter“ (www.energierohstoff-
zentrum.com), in dem unter ökonomischen 
und ökologischen Zielgrößen optimierte 
Technologien zur stofflichen Nutzung fossi-
ler und biogener Rohstoffe entwickelt wer-
den, erforschen wir seit 2010 bis Ende die-
ses Jahres auch die organisatorischen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. 
Dabei wurde rasch deutlich, dass die gesell-

Akzeptanz der deutschen Kohlenutzung – Fakten  
statt Fiktionen!
Michael Nippa 

Nachdem die Schlacht um den Ausstieg aus der friedlichen Nutzung der Atomenergie in Deutschland geschlagen ist, 
wird die breite Öffentlichkeit nun auf die scheinbare Notwendigkeit einer sofortigen Abwendung von der energetischen 
Nutzung der heimischen Braunkohle eingeschworen. Es wird der Eindruck erweckt, die deutsche Bevölkerung würde 
diesen weiteren Ausstieg mehrheitlich bedingungslos unterstützen. Die Ergebnisse einer repräsentativen, wissenschaft-
lichen Studie zeichnen ein differenzierteres Bild. Fakten und weniger Fiktionen sollten den Diskussionen und Ent-
scheidungen zugrunde liegen, um eine nachhaltige Energiewende zu schaffen, die sozial, ökologisch und ökonomisch 
ausgewogen ist.
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schaftliche Akzeptanz bzw. Ablehnung der 
Kohlenutzung als Resultat individueller und 
kollektiver Wahrnehmungs-, Bewertungs- 
und Entscheidungsprozesse ein bedeuten-
der Erfolgsfaktor für innovative Kohletech-
nologien und deren Vermarktung darstellt. 

Das übergeordnete Ziel mehrerer, aufeinan-
der aufbauender Studien ist es, einen sach-
orientierten, wissenschaftlichen Beitrag 
zum Verständnis der Wirkprozesse zu leis-
ten, die die Entscheidung eines Menschen, 
die Kohlenutzung (oder einer anderen Res-
source bzw. Technologie) zu akzeptieren 
oder abzulehnen, bestimmen. Die Entschei-
dung wird dabei als das Ergebnis individu-
eller und kollektiver Einstellungen und Wil-
lensbildungsprozesse betrachtet. Analysiert 
werden daher Wahrnehmungen, Assozia-
tionen sowie Evaluationen im Hinblick auf 
unterschiedliche Konsequenzen eines Ener-
gieträgers bzw. einer Technologie. Die Frage: 
„Akzeptieren oder lehnen Sie Kohle ab?“ 
wird gar nicht direkt erfragt, nicht zuletzt, 
da solche Fragen durch individuelle Annah-
men über die soziale Erwünschtheit verzerrt 
und die Antworten daher zumindest bedenk-
lich sind. Untersucht werden vielmehr die 
Faktoren, die der gesellschaftlichen Kohle-
akzeptanz bzw. der Ablehnung der Kohle 
zugrunde liegen.

Repräsentative Befragung 
zur Kohleakzeptanz 

Aufbauend auf internationalen Forschungs-
ergebnissen auf dem Gebiet der Wahrneh-
mung, Bewertung und Akzeptanz unter-
schiedlicher Energieträger haben wir im 
Herbst 2013 eine repräsentativen Studie 
entwickelt und mithilfe des Meinungsfor-
schungsinstituts TNS Emnid durchgeführt. 
Die wichtigsten und teilweise überraschen-
den Ergebnisse dieser Studie [1], an der im 
Oktober 2013 insgesamt etwas mehr als 
1 000 Deutsche teilgenommen haben, sind 
nachfolgend zusammengefasst.

Bedingt durch den Forschungsschwerpunkt 
des DER auf der Optimierung der stofflichen 
Nutzung der heimischen Braunkohle wur-
den Fragen zum Kenntnisstand, zur Wahr-
nehmung, Einstellung und Akzeptanz von 
Kohle nicht nur in Bezug auf die energeti-
sche Nutzung, sondern auch hinsichtlich der 
Möglichkeiten einer stofflich-chemischen 

Verwertung gestellt. Zudem wurde die Aus-
wirkung einer einseitig negativen und stark 
emotionalisierenden Berichterstattung auf 
die öffentliche Wahrnehmung und Akzep-
tanz des Rohstoffs Kohle untersucht, worauf 
im Weiteren aber nicht eingegangen wird.

Gerade in Bezug auf Analyseobjekte, die sich 
einer deterministischen und quantitativen 
Bewertung aufgrund vielfältiger, teilweise 
gegenläufiger Auswirkungen und hoher Un-
sicherheiten entziehen, weisen Entscheidun-
gen hinsichtlich einer Befürwortung oder Ab-
lehnung immer einen kognitiven, rationalen 
und einen affektiven, emotionalen Part auf. 
Es ist daher auch im Bezug auf die Kohle-
akzeptanz wichtig, den Wissenstand der 
Befragten zu kennen. Nur so lässt sich ein-
schätzen, (1.) wie stark die Einstellungen und 
die Akzeptanz bzw. Ablehnung auf Sachar-
gumenten beruhen und damit auch,  (2.) in-
wieweit und wie diese gegebenenfalls beein-
flusst werden können. Fachexperten gehen 
fälschlicher Weise häufig davon aus, dass die 
Betroffenen und Befragten über den gleichen 
Wissenstand verfügen wie sie selbst. Bei „un-
erwarteten“ Reaktionen und Widerständen 
sind sie dann überrascht. 

Des Weiteren ist es – wie oben erwähnt – 
notwendig, die mit der Kohle bzw. der Koh-
lenutzung verbundenen Konsequenzen hin-
sichtlich unterschiedlicher Dimensionen zu 
differenzieren. Auf einer ersten Ebene hat 
sich die Unterscheidung hinsichtlich sozi-
aler, ökologischer und ökonomischer Fak-
toren als zielführend erwiesen. Schließlich 

ist aus der verhaltenswissenschaftlichen 
Forschung bzw. auch eigener Erfahrung 
bekannt, dass Wahrnehmungen, Einstel-
lungen, Bewertungen und Entscheidungen 
immer im Kontext einer komplexen und 
sich verändernden Umwelt erfolgen. Es gibt 
somit keine allgemeingültigen, bedingungs- 
und kontextfreien Entscheidungen. Das gilt 
selbstverständlich auch für die Akzeptanz 
der Kohle. 

Marginales Wissen und das Ge-
fühl, schlecht informiert zu sein

Wenn sie lesen, dass der Kenntnisstand der 
befragten Deutschen in Bezug auf die derzei-
tige Nutzung und zukünftige Nutzungspoten-
ziale der Kohle mangelhaft ist, dann werden 
viele Leser spontan denken: „Wussten wir 
schon! Überrascht uns nicht!“ Man muss sich 
trotzdem wundern! Kohle als Energieträger 
spielt eine große Rolle im deutschen Energie-
mix und über den Erfolg bzw. Misserfolg der 
Energiewende, deren Voraussetzungen und 
Konsequenzen wird über alle Kommunikati-
onskanäle ständig berichtet. Über vieles an-
dere wird auch pausenlos berichtet, ohne dass 
es interessiert, da aber Energie und Energie-
versorgung von essenzieller Bedeutung für 
die Befragten ist, hätte man sich schon mehr 
Grundlagenwissen erwarten können.

Wir hatten um eine Abschätzung des Strom-
mixes im Jahre 2012 bezüglich vier vorge-
gebener Energiequellen (Kernenergie; Gas 
und Erdöl; Stein- und Braunkohle; Erneuer-
bare) gebeten. Abb. 1 verdeutlicht die Er-

Abb. 1 Vermuteter und tatsächlicher Strommix 2012
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gebnisse im Vergleich mit der tatsächlichen 
Verteilung.

So wird bspw. der Anteil der Kohle am 
Strommix deutlich geringer eingeschätzt, 
als er tatsächlich ist. Der Anteil der Stein- 
und Braunkohle wird im Durchschnitt auf 
25  % geschätzt – tatsächlich liegt er bei 
44 %. Bezogen auf ein Genauigkeitsintervall 
von +/- 5 % liegen 79 % der befragten Deut-
schen bezüglich der Braun- und Steinkohle 
falsch (Ungenauigkeit bei den anderen Ener-
giequellen: Gas und Öl 70 %, Atom 67 % und 
Erneuerbare 60  %). Auch dass die Strom-
erzeugung aus Kohle in den letzten zwei 
Jahren relativ zugenommen hat, wissen 
nur ca. 23 %. Da wundert es nicht, dass nur 
24 % richtig angeben, dass Deutschland bei 
Braunkohle nicht auf Importe angewiesen 
ist bzw. nur 13% damit richtig liegen, dass 

ca. 75 % der Steinkohle importiert wird. Und 
noch weniger wundert es, dass die stoffliche 
Nutzung der Kohle und die damit deutliche 
Reduzierung des CO

2-Ausstoßes weitgehend 
unbekannt ist: 38 % machten bei der offenen 
Frage zur stofflichen Nutzung keine Anga-
be, 40 % meinten „zum Heizen“. Alle diese 
Faktoren sind jedoch auf die eine oder an-
dere Weise relevant für die Bewertung eines 
Ausstiegs aus der Stromerzeugung durch 
Kohle und die damit einhergehende positive 
oder negative Haltung bezüglich der heimi-
schen Kohle.

Im Hinblick auf diese stichprobenartige 
Analyse des Wissensstandes der deutschen 
Bevölkerung interessierte uns auch die 
Frage, wie sich die Befragten subjektiv in-
formiert fühlen. Auch hier kann man ent-
gegnen, dass die Befragten ihr schlechtes 

Gewissen hinsichtlich der Wissensfragen 
damit entschuldigen, dass man sie unzurei-
chend informiere. Da die Fragen in einer zu-
fälligen Reihenfolge gestellt wurden, kann 
man diesen Effekt jedoch weitgehend aus-
schließen. In der Abb. 2 sind die Ergebnisse 
zu dieser Frage dargestellt. 

Nahezu drei Viertel alle Befragten (71  %) 
fühlen sich eher schlecht (56 %) oder sehr 
schlecht (15  %) informiert. In Verbindung 
mit der geprüften Tatsache, dass diejenigen, 
die sich sehr gut (4 %) oder eher gut (24 %) 
informiert fühlen, im Regelfall tatsächlich 
auch besser bei den Wissensfragen ab-
schneiden, stellt sich tatsächlich die Frage, 
wie der Wissenstransfer vor dem Hinter-
grund der schon herrschenden Informati-
onsflut verbessert werden kann. Denn ein 
weiteres Ergebnis unserer Studie zeigt, dass 
diejenigen, die in der Nähe von Braunkoh-
letagebauen und Kohlekraftwerken wohnen, 
sich besser informiert fühlen, besser infor-
miert sind und eine deutlich höhere Akzep-
tanz gegenüber der Kohle aufweisen.

Differenzierte Bewertungen  
der Kohlenutzung und  
bedingte Akzeptanz

Im Rahmen einer repräsentativen Telefon-
befragung lässt sich die Vielzahl der eine 
Akzeptanzentscheidung begründenden Fak-
toren nicht erfassen. Wir haben uns daher 
auf der Basis unserer Recherchen für je zwei 
Fragen entschieden, die die soziale, öko-
logische und ökonomische Dimension des 
Bewertungskalküls adressieren. Das Umfra-
geergebnis (siehe Abb. 3) verdeutlicht, dass 
die Befragten durchaus zwischen diesen 
Dimensionen differenzieren und vor allem, 
dass keine durchgehend negative Bewer-
tung vorliegt. Ganz im Gegenteil, bezogen 
auf diese Bewertungskriterien schneidet die 
Kohle nicht so schlecht ab, wie es die über-
wiegende Darstellung in den Massenmedien 
vermuten ließe. 

Es zeigt sich, dass die tatsächliche oder ver-
mutete Umweltbelastung (CO

2-Emissionen; 
Klimaveränderung) den stärksten negati-
ven Einfluss auf die Einstellung zur Kohle 
und ihre Akzeptanz hat – 66 % der Befrag-
ten stimmten der entsprechenden Aussage 
zu, etwa 33 % der Bevölkerung teilen diese 
Bedenken nicht. Mehrheitlich (54  %) wird 

Abb. 2 Bewertung des Informationsangebots zur Kohlenutzung

Abb. 3 Bewertung der ökologischen, sozialen und ökonomischen Auswirkungen der Kohlenutzung
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aber anerkannt, dass die Nutzung der hei-
mischen Kohlevorkommen anderweitige 
Umweltbelastungen reduziert. Dass Koh-
lekraftwerke die eigene Gesundheit schä-
digen, glauben 40  %, während 57  % diese 
Bedenken nicht haben. Die positiven Aus-
wirkungen der Nutzung der heimischen 
Kohle auf die Wirtschaft und damit ver-
bundene Arbeitsplätze werden von 67  % 
der Deutschen gesehen, von denen die we-
nigsten direkt in rohstoffnahen Industrien 
arbeiten dürften. Interessant wäre es, in zu-
künftigen Forschungen zu analysieren, wel-
cher dieser Faktoren mit welchem Gewicht 
in die individuelle Akzeptanzentscheidung 
einfließt. 

Bezüglich der in der Studie verwendeten Ak-
zeptanzfragen (vgl. Abb. 4) ist anzumerken, 
dass es sich hierbei um Fragen handelt, die 
eine Bedingung beinhalten, nämlich, dass 
die Kohlenutzung in der gegenwärtigen Si-
tuation notwendig und vernünftig ist. Wie 
oben angeführt ist eine solche Einschrän-
kung jedoch nicht nur zulässig, sondern 
auch notwendig, weil logischerweise eine 
Energieerzeugung aus Kohle unsinnig ist, 
wenn weder der Strom benötigt würde oder 
aus erneuerbaren Energiequellen effizient 
gedeckt werden könnte. 

Eine genauere Analyse der Daten ergab, dass 
der Aussage, dass Kohle benötigt würde, bis 
erneuerbare Energiequellen den Strombe-
darf decken können, statistisch signifikant 
mehr Männer, Befragte in den neuen Bun-
desländern und solche, die in der Nähe von 
Braunkohletagebauen leben, zustimmen, 
als die jeweiligen Vergleichsgruppen. Ins-
besondere die Gruppe derjenigen Befragten, 
die in der Nähe von Braunkohletagebauen 
leben, haben eine insgesamt deutlich posi-
tivere Einstellung zur Kohle und schätzen 
ökologische und soziale Risiken signifikant 
geringer ein als Befragte, die keinen direk-
ten Bezug zur Kohle haben. Erinnert sei 
daran, dass diese Gruppe auch ein deutlich 
höheres Wissensniveau zu Fragen der Ener-
gieversorgung aufweist.

Gerade wenn die deutsche Bevölkerung die 
energetische Kohlenutzung mehrheitlich so-
lange zu akzeptieren scheint, bis die Strom-
versorgung aus alternativen, insbesondere 
erneuerbaren Energiequellen zu sozialver-
träglichen Kosten und Preisen sichergestellt 

werden kann, stellt sich die Frage, welche 
Erwartungen hinsichtlich des damit verbun-
denen Zeithorizonts bestehen. Wir haben 
dazu die beiden in Abb. 5 genannten Fragen 
gestellt.

Unabhängig davon, für wie realistisch man 
die zeitlichen Vorstellungen der Befragten 
hält – insbesondere vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass es sich hier eher um 
Wunschdenken handelt, da allein schon der 
Anteil der Kohle am derzeitigen Kohlemix 
signifikant und oft massiv unterschätzt 
wird – ist einleuchtend, dass die Befürwor-
ter der Kohleverstromung im Zeitablauf 
weniger werden. In eine ähnliche Richtung 
weisen Detailauswertungen der Bewer-
tungsfragen: Die Gruppe der über 50-jäh-
rigen Befragten steht der Kohlenutzung 
– möglicher Weise vor dem Hintergrund 
der eingangs erwähnten historischen Er-
fahrungen – in vielerlei Hinsicht positiver 
gegenüber als die jüngere Generation. Auf 
solche demografischen Trends haben sich 
Entscheider einzustellen.

Akzeptanz und Akzeptanz- 
forschung: Modeerscheinung  
oder Erfolgsfaktor? 

Unserer Erfahrung nach behandeln vie-
le Entscheider in Politik, Verwaltung und 
Wirtschaft die Thematik „Akzeptanz“ 
seltsam indifferent. Man scheint zu erken-
nen, dass die gesellschaftliche oder lokale 
Akzeptanz einer Technologie, einer Inves-
titionsentscheidung oder einer Ausbau-
planung nicht beiseite geschoben werden 
kann, aber ist selten fähig oder willens, 
proaktiv zu handeln. Möglicherweise, weil 
sich zum einen das wirtschaftliche, mone-
täre Potenzial einer aktiven Berücksich-
tigung und eines aktiven Managements 
der Akzeptanz nur schwer beziffern lässt, 
zum anderen, weil auf eigene Kommuni-
kations- und Marketingabteilungen ver-
wiesen werden kann, die die notwendigen 
Imagekampagnen schon initiieren werden. 
Angesichts der vielen Überraschungen, 
Verzögerungen, kostspieligen Reaktionen 
und Investitionsflops im Umfeld der Ener-

Abb. 4 Bedingte Akzeptanz der Kohlenutzung im Sinne einer Brückentechnologie

Abb. 5 Einschätzungen zum Zeitpunkt eines möglichen Ausstiegs aus der Kohlenutzung
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giewende bleibt fraglich, ob diese Haltung 
optimale Ergebnisse zeitigt.

Unseres Erachtens sind weder die Bedingun-
gen, Fakten und Prozesse, die Akzeptanz 
oder Ablehnung hervorrufen, noch deren 
Handlungsmotivation speziell im Zusam-
menhang mit Kohlenutzung ausreichend 
erforscht, erfasst und in alternativen Maß-
nahmen umgesetzt. Selbst die hier punktu-
ell zusammengefasste Studie spiegelt nur 
einen Ausschnitt dessen wider, was im Rah-
men einer fundierten und handlungsorien-
tierten Akzeptanzanalyse zu leisten ist [2]. 
Maßnahmen zur Erhöhung der Akzeptanz 
bzw. zur Einstellungsänderung bei Betrof-
fenen bzw. der Öffentlichkeit gehen weit 
über – in manchen Fällen sogar kontrapro-
duktive – Imagekampagnen hinaus.

Handlungsempfehlungen

Welche Handlungsempfehlungen lassen 
sich in gebotener Kürze formulieren? 
Bezogen auf die Kohlenutzung sind si-
cherlich Initiativen zur Detailanalyse des 
Auseinanderfallens von objektiven Infor-
mationsangeboten und subjektiver Infor-
mationsnachfrage und zur Schaffung von 
interessenübergreifenden Informations-
portalen empfehlenswert. Daneben sollten 
die Möglichkeiten – und Grenzen – einer 
intensivierten stofflichen Nutzung heimi-
scher Braunkohlevorkommen auch auf-
grund ihrer deutlich geringeren CO

2-Emis-
sionen aktiver thematisiert werden. Die 
Meinung und das Wissen von Fachexper-
ten verbreiten sich nicht automatisch. Als 
Brückentechnologie ist Kohle in Deutsch-
land weitgehend akzeptiert – zu glauben, 
damit einen unbegrenzten Freibrief erhal-
ten zu haben, wird sich als Irrglaube er-
weisen. Wirtschaft, Verbände und Politik 

sollten darüber informieren, wie weit die 
Brücke in die Zukunft reicht.

Allgemein kann hinsichtlich großer In-
frastrukturvorhaben, die letztlich dem Er-
halt oder Ausbau des Lebensstandards in 
Deutschland dienen sollten, empfohlen 
werden, neue Wege der frühzeitigen Ein-
beziehung von potenziell Betroffenen zu 
gehen. Angesichts der hohen Komplexität 
und vielfältiger Interdependenzen müs-
sen jedoch gleichzeitig auch neue Wege 
gefunden werden, Entscheidungen mit der 
höchsten Sachkompetenz zu treffen, die un-
terschiedliche Szenarien und Risiken vor-
urteilsfrei gegeneinander abwägt. Zweifels-
ohne besteht die größte Herausforderung 
darin, Mechanismen zu implementieren, 
die einen vernünftigen Ausgleich zwischen 
größtmöglicher Beteiligung der breiten Öf-
fentlichkeit und Durchsetzung der fachlich 
optimalen Lösung gewährleisten. Darüber 
hinaus sollte eine Akzeptanzforschung, die 
sich keiner Interessengruppe verpflichtet 
fühlen muss, gefördert werden. Dann steht 
zu hoffen, dass sich die zukunftsfähigste 
und nicht die ideologieträchtigste Alterna-
tive durchsetzt. 

Konkretere Handlungsempfehlungen und 
To-do-Listen wären an dieser Stelle gewiss 
wünschenswert, dazu sind jedoch die ak-
tuellen und zukünftigen Akzeptanzproble-
matiken speziell der Energiewende zu viel-
schichtig. Im Einzelfall lassen sich dagegen 
auf der Basis einer fundierten Analyse si-

cherlich immer tragfähige und zukunftsori-
entierte Lösungen finden. 
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INTERVIEW

„Die Menschen, die die öffentlichen Debatten prägen, leben auf einem ho-
hen Wohlstandsniveau. Da ist der Grenznutzen umstrittener Technologien 
nicht mehr sehr hoch. Wenn dann die Risiken insbesondere für die Gesund-
heit hoch erscheinen, hält man einen Verzicht oder gar ein Verbot für eine 
vernünftige Option. So haben es engagierte Gruppen geschafft, bestimmte 
Technologien als gefährlich zu brandmarken. Ein Grund dieses ‚Erfolges‘ 
ist, dass man sehr viel leichter ein Risiko behaupten als widerlegen kann. 
Diese Struktur der Argumentation wird auch die Auseinandersetzungen 
um Kriterien und Planungen für eine Entsorgungsanlage prägen. Es wird 
für Widerstandsgruppen nicht schwierig sein, Zweifel an jedem beliebigen 
Konzept populär zu machen, zumal eine auf viele hunderttausend Jahre 
nachzuweisende Anlagensicherheit wohl nie zweifelsfrei sein kann.“

Dr.-Ing. Dipl. Phys. Gerd Eisenbeiß, Publizist, Bonn (www.amrehsprung.de)

Kernenergieausstieg: Risiken  
leichter behauptbar 
als widerlegbar

„et“: Ähnlich wie der Ausbau der erneuerbaren 
Energien hat auch der Kernenergieausstieg eine 
längere Historie. Wann war für Sie der allererste 
Anfang vom Ende in Deutschland?

Eisenbeiß: Deutschland hat als Demokratie 
schon mehrfach Machtwechsel erlebt. Kernener-
gie war nur so lange eine sinnvolle Option, wie 
die großen Parteien einheitlich dafür waren, die 
hohen Investitionen also langfristig gesichert 
schienen. Insofern wurde der Anfang vom Ende 
mit dem Regierungswechsel 1982 sichtbar, als 
sich die SPD auf die anti-nukleare Seite schlug.

„et“: Der Ausstieg war neben parteipolitischem 
Kalkül sicherlich beim Bürger ein gutes Stück weit 
auch der „German Angst“ geschuldet. Wie ist es 
um die deutsche Risikoscheu auf anderen Gebie-
ten bestellt?

Eisenbeiß: Die Menschen, die die öffentlichen 
Debatten prägen, leben auf einem hohen Wohl-
standsniveau. Da ist der Grenznutzen umstritte-
ner Technologien nicht mehr sehr hoch. Wenn 

dann die Risiken insbesondere für die Gesundheit 
hoch erscheinen, hält man einen Verzicht oder 
gar ein Verbot für eine vernünftige Option. So 
haben es engagierte Gruppen geschafft, bestimm-
te Technologien als gefährlich zu brandmarken. 
Ein Grund dieses „Erfolges“ ist, dass man sehr 
viel leichter ein Risiko behaupten als widerlegen 
kann.

„et“: Was uns auch nach der avisierten Abschal-
tung des letzten Kernkraftwerks 2022 noch lange 
beschäftigen wird, sind Rückbau der Anlagen und 
die Entsorgung der Abfälle, sprich Endlagerung. 
Wie optimistisch sind Sie bei letztgenanntem 
Punkt? 

Eisenbeiß: Die eben angedeutete Struktur der 
Argumentation wird auch die Auseinanderset-
zungen um Kriterien und Planungen für eine Ent-
sorgungsanlage prägen. Es wird für Widerstands-
gruppen nicht schwierig sein, Zweifel an jedem 
beliebigen Konzept populär zu machen, zumal 
eine auf viele hunderttausend Jahre nachzuwei-
sende Anlagensicherheit wohl nie zweifelsfrei 
sein kann. Hinzu kommt, dass unsere Politiker 
schon bei geringen Widerständen und Protesten 
auf die Durchsetzung als vernünftig erkannter 
und beschlossener Maßnahmen verzichten. Schon 

in der nächsten Phase, in der es um die Standort-
kriterien gehen soll, wird man sehen, dass dies 
nicht standortneutral gelingt. Jeder weiß doch, 
was Salz, Ton oder Granit für spezifische Vor- und 
Nachteile haben. Jedes Kriterium deutet also be-
reits auf eine deutsche Region, die die jeweilige 
geologische Formation bietet. Und dann bricht 
der Sturm der regional betroffenen Bevölkerung 
und ihrer Repräsentanten schon los.

„et“: Wenn es bei der Endlagersuche nicht wei-
tergeht, was ist die Konsequenz? Wie ist sie vom 
Risiko her zu bewerten? 

Eisenbeiß: Es wird immer irgendwie weiterge-
hen, d. h., der politische Prozess ist auf Ewigkeit 
programmiert. Da er aber nicht konvergieren 
wird, bleibt es bei den Notlösungen der vielen 
Zwischenlager. Natürlich ist das unter Risiko-
gesichtspunkten die schlechteste Lösung, aber 
schon beim ersten Hearing zu Gorleben 1979 
urteilte Prof. Carl Friedrich von Weizsäcker ab-
schließend, die nukleare Entsorgung sei „sicher-
heitstechnisch realisierbar, aber politisch nicht“.

„et“: Was bedeutet, auch risikopolitisch gedacht, 
der Ausstieg eines wenn auch großen Landes aus 
der Kernenergie, wenn nahe seiner Grenzen bzw. 

Kernenergieausstieg, Wandel des Politikstils und  
Debattenkultur in Deutschland 
Im Dickicht des Stückwerks „Energiewende“ finden sich auch Experten immer schwieriger zurecht. Deshalb ist es ratsam, 
sich auch den fundamentalen Entwicklungen zuzuwenden. Das ist zum einen der Kernenergieausstieg als eine wichtige Säule 
des Transformationsprozesses, zum anderen die Durchsetzung von Infrastrukturausbau und schließlich auch die Art und 
Weise, wie über dies alles öffentlich debattiert wird. Über diese Punkte sprach „et“ mit dem Physiker Dr.-Ing. Gerd Eisenbeiß, 
der lange Jahre mit Kernenergie und Energieforschung in Ministerien und Forschungszentren intensiv befasst war. 
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„Unsere Politiker halten das Risiko, auf der falschen Seite zu stehen, für größer als die Chance, für Führungsstärke mit 
Mehrheiten belohnt zu werden. Es kommt hinzu, dass wir, die Bürger und die Medien, die Politik unfair behandeln. Die 
Politik soll die komplexen Zusammenhänge entwirren und eine kompromissfähige und doch noch vernünftig gangbare 
Lösung für die Probleme finden. Demgegenüber gestatten sich die Protagonisten des öffentlichen Diskurses Beiträge, 
die insbesondere ihrem eigenen moralischen Wohlbefinden nutzen. Es ist tief befriedigend, sich als guter Mensch mit 
Sensibilität für Natur, Tiere und Notleidende zu outen, und dann die Politik dafür zu beschimpfen, dass sie nicht so 
edel agiert.“ 

Dr.-Ing. Dipl. Phys. Gerd Eisenbeiß, Publizist, Bonn (www.amrehsprung.de)

überhaupt in Europa anders bzw. auch umgekehrt 
verfahren wird? 

Eisenbeiß: Wenn man ein katastrophales An-
lagenversagen unterstellt, ist es natürlich egal, 
ob die Anlage diesseits oder jenseits der Grenze 
steht. Damit müssen die kernenergiefreien EU-
Staaten leben, solange es keinen gemeinsamen 
EU-Ausstieg gibt – und der ist nicht absehbar. Re-
alistischer ist, dass es in Europa als Konsequenz 
des gemeinsamen Marktes zu einer Stromunion 
kommt, bei dem Strom frei über Grenzen gehan-
delt wird und Marktpreise regeln, was in den Net-
zen strömt. Dann wird es sehr schwierig, in beson-
ders teure Erzeugungskapazitäten zu investieren. 
Berichte über finnische und britische Reaktorpro-
jekte legen allerdings nicht nahe, dass Kernener-
gie sich dann als besonders billig erweisen wird.

Wandel des Politikstils

„et“: Schon länger tut sich die Politik schwer, legi-
tim getroffene Entscheidungen z. B. zur großräumi-
gen Integration erneuerbarer Erzeugung in großem 
Umfang durchzusetzen, sobald nennenswerter 
Widerstand auftaucht. Haben Sie eine Erklärung 
dafür?

Eisenbeiß: Ich deutete schon an, dass ich hier 
eine spezifische Risikoscheu beobachte. Unse-
re Politiker halten das Risiko, auf der falschen 
Seite zu stehen, für größer als die Chance, für 
Führungsstärke mit Mehrheiten belohnt zu 
werden. Es kommt hinzu, dass wir, die Bürger 
und die Medien, die Politik unfair behandeln. 
Die Politik soll die komplexen Zusammenhänge 
entwirren und eine kompromissfähige und doch 
noch vernünftig gangbare Lösung für die Prob-
leme finden. Demgegenüber gestatten sich die 
Protagonisten des öffentlichen Diskurses Beiträ-
ge, die insbesondere ihrem eigenen moralischen 
Wohlbefinden nutzen. Es ist tief befriedigend, 
sich als guter Mensch mit Sensibilität für Natur, 
Tiere und Notleidende zu outen, und dann die Po-

litik dafür zu beschimpfen, dass sie nicht so edel 
agiert. Die vielen Proteste gegen die Abwehr von 
Menschen, die illegal nach Europa kommen wol-
len, sind ein gutes Beispiel; wollte man hehrer ge-
sinnungsethischer Logik politisch folgen, müsste 
man wohl Busse in die Krisenregionen der Nach-
barkontinente schicken, um all den Flüchtlingen 
die entsetzlich beschwerlichen Wege bis zur Mit-
telmeerküste zu ersparen. 

„et“: Lassen sich unter diesen Gegebenheiten 
Infrastrukturen für die Energiewende überhaupt 
noch umsetzen?

Eisenbeiß: Man muss fürchten, dass irgendwann 
die Illusion zusammenbricht – hoffentlich nicht in 
katastrophaler Form –, das Stromversorgungssys-
tem halte jede Unterlassung und Belastung aus. 
Im Moment sind wir offenbar noch ein Stück vom 
Versagen entfernt, zumal wir es uns als reiches 
Land leisten, wenig auf Kosten zu achten. Zum an-
deren haben wir eine Komplexität an Rechtsvor-
schriften geschaffen, in der wir uns zunehmend 
selbst verheddern. So hat sich die Bundesregie-
rung gleichzeitig zum Ziel der Beschleunigung 
von Investitionen im Energie- und Infrastruktur-
bereich bekannt, wie auch zur Stärkung von Be-
teiligungs- und Verhinderungsinstrumenten. 

„et“: Vielfach wird darauf gesetzt, den Bürger mit-
reden zu lassen, gesellschaftsübergreifende Kom-
missionen einzusetzen. Wieviel trauen Sie diesen 
Instrumenten zu? 

Eisenbeiß: Ich bin aufgrund meiner Erfahrungen 
im Bürgerdialog Kernenergie, den ich in den 70er 
Jahren für die Bundesregierung entwickelt und 
durchgeführt habe, skeptisch. Natürlich muss 
es solche Instrumente in unserer offenen Gesell-
schaft geben, alles andere widerspräche unserem 
demokratischen Selbstverständnis. Aber helfen 
wird es wohl wenig. Warum? Weil wir 80 Milli-
onen Deutsche sind und nur wenige in diesen 
Kommissionen sitzen und beraten können; es 

werden sich immer genug Menschen finden, die 
sich übergangen und „allein gelassen“ fühlen. So-
lange die Kommissionen tagen, mag es ja ruhig 
bleiben, aber wenn die Baumaschinen anrücken  
geht es in jedem Fall erst richtig los – Stuttgart 
21 lässt grüßen!

„et“: Ein gangbarer Weg scheint die finanzielle 
Beteiligung von Bürgern an dezentralen Erzeu-
gungsanlagen und Trassen zu sein. Aber ist das ein 
Rezept für die Energiezukunft der größten Volks-
wirtschaft Europas?

Eisenbeiß: Für lokale Befriedung im Falle von 
Windparks sehe ich eine positive Wirkung, aber 
kaum in den anderen Bereichen der überregional 
erforderlichen Infrastrukturen wie Trassen und 
Reserve-Kraftwerken bzw. Speichern. Energiever-
sorgung mag insbesondere durch PV-Anlagen auf 
den Dächern etwas dezentraler sein als früher, 
aber sie bleibt ein Giga-Unternehmen enormer 
Kapitalbindung und Finanzbedarfs; sie bleibt im 
Wesentlichen international und nimmt an über-
regionaler Vernetzung am einen Ende ebenso zu 
wie an Dezentralität auf dem Hausdach oder im 
Keller. Im Übrigen bleibe ich auch ein Europa-Op-
timist, d. h., es geht nicht isoliert um die deutsche, 
sondern um die europäische Volkswirtschaft und 
die wird in absehbarer Zeit kaum dem deutschen 
Vorbild folgen – dazu ist es zu teuer.

Methodenverliebtheit und 
Moral – Debattenkultur

„et“: Der Publizist Dirk Maxeiner hat in einem 
Interview mit uns (in „et“ 10 2013) gesagt, dass 
die Deutschen dazu neigen, zur Lösung eines Prob-
lems auch die Methode vorzuschreiben. Sie waren 
einige Jahre im Vorstand eines großen Forschungs-
zentrums tägig. Können Sie diese Auffassung be-
stätigen?

Eisenbeiß: Ich kann das so allgemein nicht be-
stätigen oder bestreiten. Allerdings glaube ich, 
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dass die Lösung von Problemen überall dadurch 
erschwert wird, dass man zu wenig Vertrauen in 
die Selbstregelung hat. Das ist kein Plädoyer für 
den freien Markt, sondern für intelligent gesetzte 
Randbedingungen des Marktes. Wie viel einfa-
cher z. B. wäre Klimaschutz, wenn man der Volks-
wirtschaft lediglich vorgäbe, wie viel Kohlenstoff 
verbrannt werden darf. Daraus folgte nicht nur 
eine exakte Einhaltung der CO2-Emissionsziele, 
sondern darüber hinaus auch ein Druck, jeweils 
die kostengünstigste Reduktionsmaßnahme zu 
realisieren, egal ob im Verkehrs-, Gebäude- oder 
Stromsektor, mit Einsparung oder erneuerbaren 
Energien. Das volkswirtschaftliche System wür-
de mit denkbar geringer Regelungsdichte in die 
Nähe des Kostenminimums für das jeweilige Kli-

maschutzziel tendieren. Anderes Beispiel: Wozu 
brauchen wir eine Stromkennzeichnung, wo 
doch der Strommix, bzw. die „Erneuerbaren-Quo-
te“ alles aussagt, was wirklich zählt? Auch hier 
könnten Kosten gespart werden, ohne Verlust an 
Zielerreichung.

„et“: Es wurde schon an verschiedener Stelle fest-
gestellt, dass hierzulande in der öffentlichen Dis-
kussion physikalisch-technische Fragen moralisch 
beantwortet werden. Ist das auch Ihr Eindruck? 

Eisenbeiß: Es mag so scheinen. Aber es handelt 
sich doch „nur“ um die Risikoakzeptanz, die zu 
Recht eine moralische Kategorie beinhaltet. Was 
darf ich riskieren und was darf ich anderen zu-

muten? Da kommen wir nur weiter, wenn die Ri-
siken anders gewertet werden. Nun sind wir alle 
fast überall Laien; unsere Einschätzungen beru-
hen auf unserem Vertrauen in andere Menschen, 
von denen wir annehmen, dass sie verantwortlich 
und kompetent sind – zu Recht oder zu Unrecht. 
Aus meiner Sicht hat die Entwicklung dazu ge-
führt, dass Risiko-Übertreibern mehr geglaubt 
wird als Experten mit nüchterner Einschätzung, 
zumal die ersteren die zweiten leicht als nicht ob-
jektive Verharmloser in die Ecke stellen können.

„et“: Herr Dr. Eisenbeiß, vielen Dank für das In-
terview.

Die Fragen stellte Franz Lamprecht, „et“-Redaktion
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Die CO2-Emissionen sind ausgehend von 
1990 in den allermeisten Ländern gestiegen, 
das kann dem BP Statistical Review of World 
Energy vom Juni 2014 entnommen werden. 
Eine Rangfolge der zehn größten Emittenten 
für das Jahr 2013 zeigt die Abbildung.

Emissionen aus  
Schwellenländern steigen an

Anzusprechen sind sehr große Anstiege in 
China (+ 400 %) und Indien (+ 332 %). Be-
merkenswert ist die Entwicklung in Län-
dern wie Südkorea (+ 301 %), Saudi-Arabien 
(+ 267 %), Iran (+ 294 %), Brasilien (+ 224 %) 
oder Indonesien (+ 352 %). Deutliche Rück-
gänge sind nur in Ländern der vormals kom-
munistischen Welt zu verzeichnen. Auch in 
Deutschland sähe die Bilanz ohne die Wie-
dervereinigung bescheiden aus.

Der Anteil der Entwicklungs- und Schwel-
lenländer (gemeint sind hier Nicht-Annex-
I-Länder) an den weltweiten CO

2-Emissi-
onen betrug im Jahr 2013 über 50  %, der 
Anteil Chinas lag bei über einem Viertel. 
Im Vergleich dazu betrug der deutsche 
Anteil an den weltweiten CO2-Emissionen 
nach Angaben des Statistik-Portals statis-
ta.com etwa 2 %. Der Anteil der EU lag bei 
etwa 14 %.

Unilaterale CO2-Ziele  
werden nicht honoriert

Die Wirkung der deutschen und europä-
ischen Klimapolitik wäre am stärksten, 
wenn sie andere Länder dazu bewegen 
könnten, mitzuziehen. Das dürfte vor allem 
durch die Konzentration auf moderne Tech-
nologien und Instrumente gelingen, die eine 

effiziente Nutzung von Energie befördern. 
Deutschland kann als Forschungsstandort 
und Technologielieferant einen spürbaren 
Beitrag leisten und als kluger Regulator ein 
Vorbild abgeben.

Unilaterale oder europäisch beschlossene 
CO

2-Ziele wurden bisher auf internationaler 
Ebene nicht honoriert. In Europa werden 
neue, sehr anspruchsvolle CO2-Ziele für den 
Zeitraum 2020 bis 2030 erörtert. In der De-
kade nach 2020 sollen die CO2-Emissionen 
in gleichem Umfang reduziert werden, wie 
insgesamt innerhalb der drei Dekaden zwi-
schen 1990 und 2020. Dabei wird kein Be-
zug zur Klimakonferenz 2015 in Paris und 
den Ergebnissen hergestellt, obwohl dies 
eine zwingende Voraussetzung für Erfolge 
auf diesem Feld ist. Eile ist ohnehin nicht 
gegeben, da die neue Kommission erst im 

Nur noch Deutschland unter den Top 10 CO2-Emittenten
Zu Beginn der internationalen Klimapolitik war die globale Ökonomie noch maßgeblich durch die klassischen Industrie-
staaten bestimmt. Doch seither haben sich neue Wirtschaftskraftzentren entwickelt. Vor allem die sog. Schwellenländer 
holen auf und werden zu gleichberechtigten Partnern im globalen Markt. Ein Indikator dafür sind die energiebedingten 
CO2-Emissionen, die weiter steigen. Mehr als jemals zuvor sind daher internationale Strategien erforderlich, wenn die Kli-
mapolitik ihre Ziele verwirklichen soll.

Spätjahr arbeitsfähig sein wird. Auch das 
EU-Parlament muss sich noch mit der zu-
künftigen CO2-Politik in der Union befassen, 
bevor es zusammen mit dem Rat darüber 
entscheiden kann.

Isolierte Ansätze gehen an 
globalen Realitäten vorbei

Jeder isolierte Ansatz, sei er auf Europa oder 
Deutschland bezogen, geht jedoch an den 
geschilderten globalen Realitäten vorbei. 
Erforderlich sind politische Initiativen, um 
den internationalen Geleitzug zusammen-
zustellen. Das Augenmerk sollte hier mehr 
auf Geschlossenheit und einen zielgerich-
teten Prozess gelegt werden als auf die Ge-
schwindigkeit einzelner Vorreiter.

„et“-Redaktion

Abb.   Die zehn größten Emittentenländer


